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Zum Buch 
Kurt Biedenkopfs Tagebücher der Jahre nach der Wende. Ein 

bedeutendes Zeitdokument. 

Kurt Biedenkopf, der 1990 zum Ministerpräsidenten des Freistaates 

Sachsen gewählt wurde, führte in den neunziger Jahren ein Tagebuch: Die 

Aufzeichnungen aus den Jahren 1990 bis 1994 beschreiben auf brillante 

Weise die Zeit nach der Wende und das schwierige Ringen um die innere 

Einheit. Schonungslos offen und auf höchstem intellektuellen Niveau 

reflektiert Biedenkopf die politischen und gesellschaftliche Entwicklungen 

im wiedervereinten Deutschland. 

Schon im Herbst 1990 wird klar, dass die politische Klasse in Bonn den 

Herausforderungen des vereinten Landes kaum gewachsen ist. Mit großem 

Weitblick analysiert Kurt Biedenkopf die ökonomischen Belastungen, aber 

auch die Chancen der Modernisierung, die mit der Vereinigung 

einhergehen. Er schildert auf eindrucksvolle Weise den Kampf um die 

umstrittene Finanzierung des Aufbaus Ost und eine gerechte 

Lastenverteilung – und analysiert zudem die großen 

Mentalitätsunterschiede zwischen West- und Ostdeutschen. So entsteht 

das Bild eines leidenschaftlichen Patrioten, der wie kaum ein zweiter 

Politiker die Interessen der Bürger in Ostdeutschland vertritt – und dabei 

auch den Konflikt mit Bundeskanzler Helmut Kohl nicht scheut. 
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Zur Einführung

Zweite Halbzeit der ersten Legislaturperiode des Landtages des 
Freistaats Sachsen. Aus der Fülle der Ereignisse und Erinnerun-
gen ragen einige besonders deutlich hervor: die Verabschiedung des 
ersten Solidarpaktes, der erste Streik in der Metallindustrie, erste 
bedeutende Industrieansiedlungen und die erste Wiederwahl des 
Landtages im Herbst 1994. 

Die Jahre 1991 und 1992 waren Jahre der Suche nach dem rich-
tigen Weg in die neue Welt der Freiheit, der Demokratie und der 
Rechtsstaatlichkeit. Vierzig Jahre sozialistische Diktatur hatten 
tiefe Spuren hinterlassen. Die Folgen der kommunistischen Herr-
schaft und ihrer Zentralplanwirtschaft lasteten auf dem Land und 
seiner Bevölkerung. Die Bausubstanz seiner Städte und Dörfer und 
die Infrastruktur waren verbraucht, seine Umwelt schwer beschä-
digt. Das Leben und Denken der Menschen war geprägt durch die 
Allgegenwart der Sozialistischen Einheitspartei, ihren Herrschafts-
anspruch, ihre Kontrollwut und ihre Unmenschlichkeit. Furcht und 
Misstrauen reichten bis in die Familien und den Kreis der Freunde. 
Selbst nach dem Fall der Mauer und der Wiedervereinigung trafen 
wir auf unserer ersten Rundreise durch das Land auf Menschen, 
die umgetrieben waren von der Sorge, die überwundenen Herrscher 
könnten ihre Macht noch nicht verloren haben.

So kehrte nach der Freude über die wiedergewonnene Freiheit 
und die Hoffnung auf ein freies Leben die Sorge zurück, wie es 
weitergehen sollte. Vor allem: Wie lebt man mit der verantworte-
ten Freiheit. Die marktwirtschaftliche Ordnung samt ihren sozialen 
Verpflichtungen stellte hohe Ansprüche an eine Bevölkerung, de-
ren bisherige wirtschaftliche Erfahrungen sich für die Bewältigung 
der neuen Herausforderungen nur begrenzt nutzen ließen. Alles 
musste gleichzeitig angepackt werden: die Beseitigung des Überhol-
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ten, die Gründung des Neuen, das Erlernen freiheitlicher Ordnun-
gen und die Gestaltung des Lebens. Dem stand eine bisher nicht er-
lebte Fülle von Optionen und Möglichkeiten gegenüber. Zugleich 
wurde es durch zahlreiche Risiken geprägt, die ihre Ursachen nicht 
zuletzt in der wiedergewonnenen Freiheit hatten. Noch nie hatte 
sich in der Geschichte der Neuzeit eine ähnliche Umwälzung der 
politischen, wirtschaftlichen, sozialen und gesellschaftlichen Ver-
hältnisse in einem so kurzen Zeitraum ereignet wie in den ostdeut-
schen Ländern nach dem Fall der Mauer und der deutschen Wie-
dervereinigung.

Was dieser Umbruch für das geeinte Deutschland zu bedeuten 
hatte, vor allem für den Westen der wiedervereinigten  Nation, be-
schäftigte die große Mehrheit der Westdeutschen jedoch kaum. 
Sie hatten schon bisher die deutsche Teilung als dauerhafte Wirk-
lichkeit erlebt, falls sie ihr überhaupt für das eigene Leben bedeut-
sam erschien. Man wusste wenig über die DDR. Die von Ludwig 
Erhard in den 1950er Jahren begründete Erforschung ihrer Ver-
hältnisse wurde 1972 eingestellt. Ein politisch relevantes Interesse 
am Schicksal der Ostdeutschen, das sich auch in dem politischen 
Wunsch ausdrückte, Opfer oder doch besondere Leistungen für die 
Überwindung der Teilung zu bringen, war kaum vorhanden. West-
deutschland hatte sich an die Teilung gewöhnt. Ihre Realität, und 
die damit verbundenen Entlastungen hatten sich, wenn man so will, 
während der vierzig Jahre seit der Teilung zu einem Besitzstand ent-
wickelt. Es gab keinen zwingenden Anlass, ihn in Frage zu stellen. 
Viele traf deshalb der durch die Ostdeutschen bewirkte Fall der 
Mauer nach der Freude eher wie ein Schock. Selbst  Helmut Kohl, 
der sich immer für die Einheit eingesetzt hatte, fehlte angesichts 
dieses Besitzstandes der Mut, vor der Bundestagswahl 1990 von 
einer Steuererhöhung zur Finanzierung der Kosten der Einheit zu 
sprechen. 

So dauerte es bis in die zweite Hälfte der ersten Wahlperiode, 
ehe man im Westen Deutschlands damit begann, sich ernsthaft mit 
den wirtschaftlichen und finanziellen Folgen der Wiedervereinigung 
für den westlichen Teil Deutschlands zu befassen. Das Ergebnis lan-
ger Debatten und Auseinandersetzungen über unzureichende Vor-
schläge der Bundesregierung war am Ende der im Frühjahr 1993 
zwischen Bund und Ländern vereinbarte Solidarpakt. In ihm mani-
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festierte sich zum ersten Mal die Selbstverständlichkeit der gelebten 
Solidarität der Westdeutschen mit den Ostdeutschen. Er war aber 
auch Ausdruck und Ergebnis der Kreativität der föderalen Ord-
nung der Bundesrepublik Deutschland. 

Denn nicht die Bundesregierung und der Bundestag waren die 
Schöpfer dieses neuen und einmaligen Paktes, mit dessen Hilfe zu-
sammenwachsen sollte, was zusammen gehörte. Es waren die Bun-
desländer. Ihre Ministerpräsidenten trafen sich im Februar 1993 im 
Cecilienhof zu Potsdam, dem Ort, an dem die vier Siegermächte 
nach Kriegsende 1945 die Teilung Deutschlands beschlossen hat-
ten. An diesem historischen Ort wollten sie ihren Beitrag zu einem 
gesamtdeutschen Solidarpakt beschließen. Er sollte helfen, die Fol-
gen des Unrechts zu überwinden, das den Ostdeutschen durch rund 
45 Jahre Teilung und Unterwerfung unter die Herrschaft des Kom-
munismus widerfahren war. Einstimmig entwickelten sie ihren Ge-
genentwurf zu den Vorschlägen der Bundesregierung. Im März 1993 
wurde ihr Konzept in Bonn nach gemeinsamen Anstrengungen zu-
sammen mit der Bundesregierung beschlossen.

Dass es nach einer wie immer gearteten Wiedervereinigung zu 
einer solidarischen Anstrengung Westdeutschlands keine Alterna-
tive geben konnte, war schon vor dem Fall der Mauer meine Über-
zeugung. Denn wir in der westlichen Bundesrepublik Deutschland 
waren der Bevölkerung keines anderen Staates mehr verpflichtet, 
unseren Wohlstand mit ihr zu teilen, als den Deutschen im ande-
ren Teil Deutschlands. Teilen bedeutete nicht nur die Freiheit mit 
den Ostdeutschen zu teilen, sondern auch die Verantwortung für 
eine freiheitliche, rechtsstaatliche Ordnung. Die Teilhabe musste 
deshalb auch die wirtschaftlichen Grundlagen der Freiheit umfas-
sen. So selbstverständlich, wie diese den Westdeutschen geworden 
waren, so selbstverständlich musste es uns auch sein, zur Entwick-
lung des wirtschaftlichen Fundaments für die Freiheit im anderen 
Teil Deutschlands beizutragen: als Treuhänder der Freiheit der Ost-
deutschen.

Kaum war der Solidarpakt beschlossen, zeichnete sich in Sach-
sen ein Tarifkonflikt ab. Die IG Metall forderte eine beachtliche 
Lohnerhöhung und eine längerfristige Vereinbarung über die wei-
tere Lohnentwicklung. Die Arbeitgeber lehnten die Forderungen ab. 
Ihre Gegenvorschläge wurden von der Gewerkschaft nicht ernst ge-
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nommen. Die Lage war ungewöhnlich, weil man sie nicht mit west-
deutschen Ausgangslagen vergleichen und sich deshalb bei ihrer Lö-
sung auch nicht an westlichen Erfahrungen orientieren konnte. Als 
die wirtschafts- und sozialpolitische Einheit zwischen beiden deut-
schen Staaten am 1. Juli 1990 in Kraft trat, verdiente ein Facharbei-
ter im Osten in etwa ein Drittel so viel wie sein Kollege im Westen. 
Arbeitete er in einem normalen östlichen Betrieb, war allerdings 
auch die Produktivität seines Unternehmens wesentlich geringer als 
die des westdeutschen Kollegen. 

Daraus entwickelte sich ein Dilemma: Wurden die Ostlöhne zu 
schnell an die im Westen angeglichen, wurden die ostdeutschen Ar-
beitgeber überfordert. Wartete man zu lange mit der Angleichung, 
musste man damit rechnen, dass der ostdeutsche Facharbeiter sei-
nen Arbeitsplatz im Westen suchte. Das Problem bestand darin, ei-
nen vernünftigen Mittelweg zu finden, der die weitere Produktion 
im Osten erlaubte ohne beide Seiten, Arbeitnehmer und Unterneh-
men, zu überfordern. Aber bei der Suche nach diesem Weg stan-
den sich ebenfalls unterschiedliche Interessen im Wege. Die ostdeut-
schen Arbeitgeber wollten ihre Mitarbeiter nicht verlieren. Und sie 
fanden bei vielen Verständnis für ihre Haltung. Für die Verhandlun-
gen mit der Gewerkschaft fehlte ihnen die notwendige Erfahrung. 
Denn deren Verhandlungsführer kamen aus dem Westen. Ostdeut-
schen Gewerkschaftsfunktionären hätte bereits das Vertrauen der 
Belegschaften gefehlt.

Deshalb suchten die ostdeutschen Arbeitgebervertreter den 
Rat der westdeutschen Arbeitgeber und ihrer Organisationen. 
Manche der Handelnden unter ihnen wurden jedoch verdächtigt, 
in Ostdeutschland an hohen Löhnen interessiert zu sein, um die 
Konkurrenz aus dem Osten zu schwächen und Facharbeiter aus 
Ostdeutschland zu gewinnen. Es war die Zeit, in der die Wieder-
vereinigung im Westen einen Boom und damit Nachfrage nach 
Fachkräften ausgelöst hatte. Um sie wurde in Ostdeutschland mit 
großzügigen Angeboten geworben. Ein Knäuel an widerstreitenden 
Interessen entwickelte sich, der das eigentliche Tarifgeschehen über-
lagerte und eine Einigung erschwerte. Dass sie dann doch im Mai 
1993 gelang, ist Persönlichkeiten auf beiden Seiten des Verhand-
lungstisches zu verdanken.

Die zweite Halbzeit wurde auch zu einer Zeit der Erneuerung. 
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VW investierte in Mosel und Chemnitz. Der damalige, für den 
Binnenmarkt, später für Wettbewerb in der EU-Kommission zu-
ständige Kommissar Mario Monti ebnete uns die Wege durch das 
herrschende Dickicht der Subventionsregeln. Dass sie während der 
ersten Jahre des Wiederaufbaus überhaupt auf Ostdeutschland zum 
Schutz der westlichen Unternehmen angewendet wurden, machte 
kaum Sinn. Weitere folgten VW: Siemens, Wacker-Chemie, AMD 
aus den USA, Feddermann aus Israel,  später BMW und Porsche. 
Wir nannten sie Leuchttürme. Sicher: die grünen Landschaften 
blühten noch nicht. Aber sie trieben zahlreiche Knospen in Gestalt 
einer neuen mittelständigen Wirtschaft, in  allen Teilen des Landes.

Die erste Legislaturperiode endete im September 1994 mit den 
Landtagswahlen. Längere Zeit war ich nicht sicher, ob ich noch ein-
mal kandidieren sollte. Schließlich war ich damals bereits 65 Jahre 
alt. Für einen Wechsel in die Wissenschaft oder die anwaltliche Tä-
tigkeit war es nicht zu spät. Aber dann entschieden wir uns doch 
noch einmal anzutreten. Der Wahlsieg rechtfertigte die Entschei-
dung. Drei Aspekte des Ergebnisses escheinen mir bedeutsam. 

Die Wahl widerlegte die weitverbreitete Überzeugung, man 
könne Wahlen nicht gewinnen, wenn man die Wähler fordert. Wir 
haben sie in einem ohnehin schwierigen Umfeld gefordert. Zur Zeit 
der Wahl war die Arbeitslosigkeit in Sachsen – wie allgemein in 
Ostdeutschland – mit gut 15 Prozent noch besonders hoch. Die 
Aussichten, sie in kurzer Zeit zu überwinden, waren gering. Wir 
haben die Menschen deshalb nicht bedauert, sondern ermutigt und 
ihnen versprochen, sie auf dem schwierigen Weg aus der Arbeitslo-
sigkeit mit unserer Arbeit und unserem Einsatz zu begleiten.

Die wirtschaftliche Lage des Landes war ein wichtiges, aber 
nicht das allein dominierende Thema. Bedeutsam war auch die Si-
cherung und Erneuerung der Qualitäten, die Sachsen und seine Be-
völkerung im Laufe ihrer Geschichte befähigt hatten, ihr Land zu 
einem Kernland der Industrialisierung in Deutschland und  Europa 
zu entwickeln. Was die Vorfahren unter schwierigen Bedingungen 
geleistet hatten, diente nicht nur als geschichtlicher Rückblick. Es 
war zugleich Ansporn für den erneuten Aufbau des Landes. Die Fä-
higkeiten waren nicht verloren gegangen. Sie  waren nur verschüt-
tet.

Die Geschichte und die Kultur des Landes spielten dabei eine 
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Schlüsselrolle. Geschichtlich gesehen ist Sachsen kein »neues Bun-
desland«. Es ist, neben Bayern, das älteste Flächenland Deutsch-
lands und eines der kulturell, geistig, wissenschaftlich und wirt-
schaftlich stärksten. Als Wiege der Industrialisierung war es auch 
das Land, in dem sich die »große soziale Frage« des 19. Jahrhun-
derts mit besonderer Dringlichkeit stellte und ausgefochten wurde. 
Das heißt aber auch: Die sozialistische Orientierung des Landes 
nach dem ersten Weltkrieg entsprach durchaus seinen damali-
gen politischen Herausforderungen. Aber sie waren nicht ideolo-
gisch versteinert. Nach der Wiedervereinigung entschieden sich die 
Sachsen für eine offene, freiheitliche und dem sozialen Imperativ 
verpflichtete Politik: 1990 als Programm und 1994 und 1999 als 
erprobte Ordnung. Sie wollten einen dienenden, nicht einen vor-
mundschaftlichen Staat und wollen ihn bis heute – und  sehen dabei 
keinen Widerspruch zu ihren kurfürstlichen und könig lichen Erin-
nerungen und Nostalgien. Beides zusammen macht sie stark und – 
bei angemessener Bescheidenheit – stolz auf ihr Land und ein we-
nig auch auf sich selbst. Wer diesen Stolz bewundert und mit ihnen 
teilt, dem gehört auch ihr Vertrauen.

K.B., im Mai 2015
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Tagebuch

31. August 1992

Erster Tag im Büro und erster Tag der zweiten Halbzeit. Morgen 
ist es zwei Jahre her, dass ich in Dresden zum Spitzenkandidaten 
der CDU in Sachsen gewählt wurde. Die ersten beiden Jahre waren 
recht erfolgreich. Wir haben noch immer eine beachtliche Zustim-
mung in der Bevölkerung. Nach letzten Erhebungen würden uns 
bei einer Wahl am kommenden Sonntag 38 Prozent wählen. Das 
heißt, wir haben rund 14 Prozent der Stimmen verloren, die wir 
1990 erhalten haben. Das sind rund 30 Prozent. Bayerische Umfra-
geergebnisse platzieren die CSU bei rund 40 Prozent. Die Verluste 
sind mithin ähnlich hoch, aber ohne all die Probleme, mit denen 
wir in Sachsen kämpfen müssen.

Die Probleme, die ich heute vorfand, unterscheiden sich nicht 
wesentlich von denen, die ich bei Antritt des Urlaubs zurückließ. 
In der Fraktion gibt es Schwierigkeiten mit der Kreisreform und der 
Kulturstiftung. Insgesamt wächst die Unruhe unter den Abgeordne-
ten. Sie sind es nicht gewohnt, politische Lasten in dem Umfang zu 
tragen, wie es von ihnen gegenwärtig gefordert wird. In ihren Wahl-
kreisen werden sie für alle Schwierigkeiten in Anspruch genommen. 
Das veranlasst sie, in den Landtag zu kommen und Programme zu 
verlangen. Viele haben Dinge versprochen, die sie nicht einlösen 
können; andere haben den Kontakt zur Wirklichkeit verloren und 
müssen wieder auf die Grenzen unserer Möglichkeiten verwiesen 
werden. Beginnend mit der Fraktionssitzung am kommenden Mitt-
woch werde ich genau dies tun müssen.

Nach der kleinen Lage am Vormittag ein Gespräch mit Vertre-
tern der Weltbank. Man will einen Bericht über Deutschland und 
die neuen Bundesländer schreiben und wollte sich informieren. Ich 
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nehme mir viel Zeit, um auf die Bedeutung der nicht-ökonomischen 
Faktoren für die Entwicklung der Wirtschaft hinzuweisen.

In der Partei geht es langsam voran. In der Geschäftsstelle müs-
sen wir Personal entlassen, was Hähle schwerfällt. Aber wir kön-
nen die Leute nicht mehr alle bezahlen. Die CDU-Modellwoche in 
 Zwickau muss ein großer Erfolg gewesen sein. Man habe sich ge-
freut, dass die CDU endlich wieder aus ihrer Ecke gekommen sei. 
In den kommenden Wochen werden ähnliche Veranstaltungen auch 
in anderen Kreisverbänden stattfinden.

Das Gespräch mit der Landesgruppe am Nachmittag war ein 
Gewinn. Die MdBs aus Sachsen wachsen unter der fähigen Füh-
rung ihres Vorsitzenden Joachim Schmidt zu einer handlungs-
fähigen Gruppe zusammen, die auch Konfrontationen mit der 
Regierung nicht scheut. Thema war die Finanzierung der Kultur-
landschaft in Sachsen: Der Bund hat angekündigt, dass er 1994 
keine Mittel mehr für die kulturellen Einrichtungen in den neuen 
Bundesländern zur Verfügung stellen wolle, obwohl wir noch nicht 
in der Lage sein werden, die Kulturlandschaft selbst zu finanzie-
ren. Im Gespräch mit dem Bundeskanzler will man auf die Kon-
sequenzen einer solchen Politik aufmerksam machen. Dabei wird 
es auch um die identitätsstiftende Wirkung der Kultur in Deutsch-
land gehen – wie ich dies auch im Ausschuss Deutsche Einheit dar-
gelegt habe. Zur Finanzpolitik verständigen wir uns darauf, dass 
in der ersten Lesung des Haushalts auf den noch nicht befriedig-
ten Finanz be darf der neuen Länder hingewiesen wird. Dagegen soll 
noch nicht darüber gesprochen werden, welche Konsequenzen es 
für unser Abstimmungsverhalten haben könnte, wenn dieser Bedarf 
nicht befriedigt wird. Die MdBs sind jedoch entschlossen, notfalls 
dem Haushalt auch die Zustimmung zu verweigern.

Am Wochenende gab es an zahlreichen Stellen im Land Versu-
che, Krawalle vor Asylbewerberheimen zu organisieren. Innenmi-
nister Eggerts Polizei war überall Herr der Lage. Vor zehn Tagen 
hat in Sachsen das neue Schuljahr begonnen. Es gab keine Pro-
teste oder Aufstände der Lehrer oder Eltern. Stefanie Rehm und ihr 
Staatssekretär haben eine großartige Leistung vollbracht. An den 
Universitäten sind inzwischen mehr als 50 Prozent der Professuren 
erneuert. Zahlreiche Berufungen laufen oder sind mit Erfolg abge-
schlossen. So haben alle drei Ressorts Erfolge aufzuweisen. Wäh-
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rend es in Thüringen wieder drunter und drüber geht – Willibald 
Böck und Hans-Henning Axthelm mussten zurücktreten und Bern-
hard Vogel hält seinen bisherigen Innenminister zwar als solchen 
für ungeeignet, nicht jedoch als Landesvorsitzenden – und Werner 
Münch in Anhalt knapp einem erfolgreichen Misstrauensvotum 
entging, zeichnet sich unser Land durch relative Stabilität aus. Auch 
das ist ein schöner Erfolg am Ende der ersten Halbzeit.

Nebenan im Essraum herrscht große Fröhlichkeit. Zeller,  Nowak, 
Schommer, Eggert und andere lachen herzlich miteinander. Auf 
den guten Geist der Zusammenarbeit in der Regierung bin ich 
 besonders stolz. Müsste ich morgen ausscheiden, es wäre zwar 
schwierig für die Truppe. Aber sie könnte auch ohne mich weiter-
machen.

1. September 1992

Kabinettstag. Vor Beginn Besuch von Stefanie Rehm und Wolfgang 
Nowak. Am 20. August begann das neue Schuljahr. Wider Erwar-
ten gab es keine Probleme und Proteste. Geringfügige Schwierig-
keiten wurden örtlich mit Bordmitteln behoben. Frau Rehm war 
es gelungen, zusammen mit ihrem Staatssekretär, das Schulsystem 
neu zu ordnen und rechtzeitig damit fertigzuwerden: Eine enorme 
Leistung, für die ich sie nicht nur in unserem Gespräch, sondern 
auch im Kabinett lobte. Sie hat ihre Sicherheit wiedergefunden 
und strahlt Zuversicht aus. In den kommenden Monaten wird sie 
Schulen besuchen, die Lehrer ermutigen und motivieren, während 
 Nowak das Haus administrativ führt. Ein großes Problem der Neu-
ordnung ist damit gelöst.

Im Kabinett gab es keine wesentlichen Probleme. Eggert berich-
tete über die Maßnahmen, die er zur Verhinderung Rostocker Ereig-
nisse ergriffen hat. Er führt die Polizei gut, gibt ihr Rückendeckung 
und motiviert sie damit. Am Wochenende konnte er mit seiner 
Truppe mehrere extremistische Unternehmungen durch rechtzeitige 
Vorkehrungen verhindern. Arnold Vaatz trägt eine interessante und 
vertiefenswürdige Beobachtung vor: In den Abendnachrichten zeige 
das Fernsehen die Gräuel des Krieges in Serbien. Vom Zuschauer 
werde erwartet, dass er sich empöre. Dann folge ein brutaler Spiel-
film nach dem anderen, in dem Menschen erschossen, erstochen 
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oder auf andere Weise umgebracht würden. Vom Zuschauer werde 
erwartet, dass er sich unterhalte. Auf die Dauer könne man diesen 
Widerspruch nicht verkraften. Früher oder später müsse die fiktive 
in eine reale Brutalität umschlagen. Auch darüber müsse man mit 
den Anstalten und in der Öffentlichkeit diskutieren.

2. September 1992

Auf dem Weg zurück nach Dresden nach einer Besprechung mit 
Theo Waigel, zu der Bernd Vogel und ich nach Bonn geflogen wa-
ren. Es ging um die Privatisierung von DMZ und dem vergleich-
baren Unternehmen in Erfurt. Waigel hatte vor der Sommerpause 
als Bedingung für eine Zustimmung zum Verwaltungsratsbeschluss 
verlangt, dass unsere Länder sich zu 50 Prozent an den Kosten be-
teiligen, die über die Liquidationskosten hinausgehen. Heute haben 
wir ihn von rund 90 Millionen DM auf rund 40 Millionen DM, zu 
zahlen in vier Jahresraten ab 1993, heruntergehandelt. Außerdem 
soll die Entscheidung, falls sie von uns getroffen wird, keine präju-
dizierende Wirkung haben. Ich habe mir eine Rücksprache mit dem 
Kabinett vorbehalten; Vogel will ebenso verfahren. Wahrschein-
lich werden wir das Angebot nicht ablehnen können. Denn es wäre 
schwer zu erklären, dass wir eine Fortführung der Mikroelektro-
nik an solchen Beträgen scheitern lassen wollen. Für Waigel war 
wesentlich, dass seine Position nicht gänzlich aufgegeben werden 
muss. Er muss sein Gesicht wahren.

Auf dem Weg nach Bonn erhalte ich die Nachricht, dass Waigel 
sich im letzten Bayernkurier nachhaltig kritisch zu unseren finanzi-
ellen Forderungen geäußert hat. Es sind die Töne, die Teile der CSU 
von ihrem Vorsitzenden in der Hoffnung erwarten, durch Kon-
frontation nach außen könne die Zustimmung zur CSU in Bayern 
gestützt werden. Sie ist derzeit bei etwa 40 Prozent; wir liegen in 
Sachsen bei 38 Prozent.

Waigel setzt damit seine bisherige Politik fort, die DSU als Alter-
native zur CDU zu unterstützen. Ich habe in der Fraktion, der ich 
heute zu Beginn der zweiten Halbzeit berichtete, unter dem Beifall 
der großen Mehrheit versichert, dass ich solche Eskapaden nicht 
länger hinnehmen werde. Morgen werde ich den Vorgang auch im 
Bundesvorstand ansprechen. Wir treiben möglicherweise auf eine 
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Konfrontation mit Waigel zu, was ich bedauern würde. Es würde 
das Verhältnis zu unserem Partnerland belasten, auf das wir ange-
wiesen sind.

Die Fraktionssitzung verlief erfreulich. Ich gab einen umfang-
reichen Lagebericht. In der Diskussion spielten vor allem Fragen 
der inneren Sicherheit eine Rolle. Der Druck, der von der illega-
len Einwanderung auf die Bevölkerung ausgeht, nimmt zu. Die Ab-
geordneten spüren ihn und wollen ihn weitergeben. Die Kreisre-
form wurde nur von einem der zahlreichen Redner angesprochen. 
Er verlangte, möglichst bald zu einer Entscheidung zu kommen. 
Niemand könne die Diskussion noch sehr viel länger ertragen. Der 
Vorschlag eines Redners, sich auf die Festlegung der Kreisgrenzen 
zu beschränken und die Entscheidung über den Kreissitz einer Ab-
stimmung im Kreis zu überlassen, fand in der Fraktion nur geteilte 
Zustimmung. Viele fürchten zu Recht eine neue, kaum noch kont-
rollierbare Emotionalisierung.

Die Schulfrage spielte keine Rolle mehr. Das neue Schuljahr hat 
auch in den Augen der Abgeordneten ohne Probleme begonnen. 
Ein großer politischer Erfolg für Frau Rehm. Karl-Heinz Binus ver-
sprach, ihn beim Tagesordnungspunkt Schule zu würdigen.

4. September 1992

Die Klausurtagung des Bundesvorstandes der CDU liegt hinter mir. 
Mein hauptsächlicher Eindruck: Die Führung der Partei befindet 
sich in einem Zustand tiefer Unsicherheit und Orientierungslosig-
keit. Entgegen der Tagesordnung wurde gestern nicht der Bericht 
des Vorsitzenden behandelt, sondern eine von Wolfgang Schäuble 
vorbereitete Ausarbeitung zum Solidarpakt, den die Fraktionsfüh-
rung bereits auf ihrer Tagung in Leipzig gefordert hatte. Anlass 
war der Umstand, dass sich seit Schäubles Vorschlag, eine Zwangs-
anleihe zu beschließen, um dem Staat so neue Einnahmen zu ver-
schaffen und zugleich die Investitionen in Ostdeutschland zu be-
fördern, nachhaltige öffentliche Kontroversen entwickelt haben, 
die bis heute nicht abgerissen sind. Selbst während der Klausurta-
gung wurden von Rühe und anderen öffentliche Aussagen zur Un-
gerechtigkeit der derzeitigen Verteilung der Lasten der Einheit ge-
macht. Zu Recht spricht die Opposition deshalb inzwischen von 
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einem Chaos in der Finanzpolitik. Weder Waigel noch Kohl waren 
bisher in der Lage, dieses Chaos zu beseitigen. Sie tragen im Gegen-
teil durch immer neue Variationen ihrer Aussagen zu seiner Ver-
mehrung bei.

So stand im Mittelpunkt unserer gestrigen Aussprache der Streit 
um die Formulierung der Aufforderung zu einem Solidarpakt von 
Politik und Tarifparteien, vor allem die Verwendung des Wortes 
Investitionsanleihe. Da ich den Bundesvorstand früher verlassen 
habe, nehme ich an, man berät noch immer über diese Frage. Ges-
tern Abend waren wir in einem kleinen Kreis (Schäuble, Norbert 
Blüm, Werner Münch und ich) nicht zu einem Ergebnis gekommen. 
Wir hatten lediglich Formulierungsanweisungen gegeben, unter an-
derem an Hans Reckers, der jetzt für Schäuble arbeitet. Dieser be-
eindruckte mich durch seine Frische und Offenheit. Wenn man es 
nicht wusste, konnte man ihm seine enorme Behinderung nicht an-
merken. Dennoch halte ich ihn nicht für geeignet, Kanzler zu wer-
den. Er ist ein glänzender Taktiker und ein guter, aber recht formal 
denkender Politiker. Als Kanzler erscheint er mir zu flach.

Was uns nicht gelang, auch heute Morgen nicht, war der Ver-
zicht auf das Wort Investitionsabgabe. Schäuble wollte den Begriff, 
weil er für ihn die Alternative zur Steuererhöhung ist. An sich hält 
er Steuererhöhungen für erforderlich. Sie lassen sich jedoch in der 
Koalition nicht durchsetzen. Nun will er die Abgabe als Alternative 
anbieten, von der er selbst wenig hält. Scheitert sie und erweist es 
sich auch als unmöglich, die öffentlichen Haushalte im vorgegebe-
nen Rahmen von 2,5 respektive 3 Prozent zu halten, dann soll die 
Erhöhung der Steuern als einzige Alternative übrig bleiben. Dies 
mag taktisch fein gesponnen sein. Aber es ist in der allgemeinen Un-
sicherheit über die weitere Entwicklung Deutschlands nicht durch-
zuhalten, zentrale Fragen der Finanzierung der Einheit so zu be-
handeln.

Als deutlich wurde, dass ich nicht bereit sein würde, auch den 
ansonsten mit Gewinn neu formulierten Text zu akzeptieren, so-
lange die Investitionsabgabe als ein Angebot an den Solidarpakt in 
ihm enthalten war, versuchte man eine weitere Alternative. Vorher 
hatte Kohl, zunächst mit seiner Überwältigungsstrategie (Einsatz 
der Körperfülle, die in der Tat schon unästhetisch gewaltig ist, laute 
Töne und Dominanzgehabe, das einschüchtern soll) versucht, zu 

118_0073_Biedenkopf_Ringen um die innere Einheit.indd   18118_0073_Biedenkopf_Ringen um die innere Einheit.indd   18 05.08.15   13:0005.08.15   13:00



19

 einem Formelkompromiss zu kommen. Es gelang nicht. Das veran-
lasste ihn, selbst nach einer Lösung zu suchen und uns dann noch 
einmal um Vorschläge zu bitten. Dies führte zu einer erneuten Än-
derung des Textes. Nunmehr wurde die Anleihe an anderer Stelle 
versteckt und unter den Vorbehalt gestellt, man wolle »Modelle« 
für Investivlohn und Anleihe in den Solidarpakt einbringen.

Inzwischen hatte die Aussprache über den Europatag des Par-
teitages begonnen. Dazu hatte Hintze eine rund dreißigseitige Aus-
arbeitung zu unserer Europapolitik vorgelegt, die völlig unbrauch-
bar war. Das war offenbar auch Kohl aufgefallen. Nach dem ersten 
Diskussionsbeitrag von Bernd Vogel, der sich in einzelnen Punkten 
skeptisch geäußert hatte, und vor meiner Wortmeldung nahm er 
selbst das Wort, um Zweifel an der Brauchbarkeit des Textes für 
den Parteitag zu äußern. Mit diesem und meinem Beitrag war der 
Text dann praktisch vom Tisch – wenn auch Renate Hellwig, die 
offenbar an seiner Abfassung mitgearbeitet hatte, darüber wenig 
glücklich war. Jetzt soll ein neuer Text erarbeitet werden: wesent-
lich kürzer, eher in Thesenform. Peter Hintze begleitete das Ganze 
in hilfloser Haltung. Ich hatte mir lange überlegt in den letzten 
 Wochen, ob ich mich gegenüber Kohl oder öffentlich gegen eine 
Wahl Hintzes zum Generalsekretär aussprechen sollte. Ich werde 
es nicht tun: Nicht, weil ich ihn jetzt doch für geeignet halte, son-
dern weil es sich nicht lohnt. Das eigentliche Problem lautet nicht 
Hintze, sondern Kohl.

Mein Eindruck: Die Anzeichen für einen Zerfall der Koalition 
mehren sich. Die CSU ist geprägt durch die wachsende Angst, die 
nächsten Landtagswahlen zu verlieren. Ein Teil der Führung, der 
sich auch von Waigel trennen will, sucht die Antwort in der Kon-
frontation mit Bonn. Lieber in Bonn verlieren und in Bayern ge-
winnen, als umgekehrt. Das lähmt die Führung. In der FDP sieht 
es nicht viel besser aus. Lambsdorff hat keine Autorität mehr. Aber 
er bleibt Vorsitzender bis zum kommenden Jahr. Die Nachfolge-
kandidaten blockieren sich, wenn es um den Zeitpunkt der Wahl 
geht. In der CDU verliert die Führung ebenfalls an Zustimmung. 
Man nimmt Kohl nicht mehr besonders ernst. Auch dies ist ein Ein-
druck, den ich von der Klausurtagung mitnehme. Die Veränderung 
reift heran.
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9. September 1992

Die Diskussion in der Partei und in der Koalition nach unserer 
Klausurtagung war nicht dazu angetan, das Vertrauen in die Fä-
higkeit der Regierung zu erhöhen. Kaum war der Bundesvorstand 
mit Zweidrittelmehrheit, aber gegen die Stimmen aller Wirtschafts-
experten, der Forderung Kohls gefolgt, den Solidarpakt mit dem 
»Angebot« einer Investitionsanleihe zu beschließen, erklärten FDP 
und CSU, dass es eine solche Anleihe mit ihnen nicht geben werde. 
Zwar wusste auch in der CSU noch niemand, um welche Art von 
Anleihe es sich eigentlich handelte. Nur, dass Zwang im Spiel sein 
sollte, war bekannt. Was folgte, war ein Wochenende mit Erklärun-
gen und Gegenerklärungen, die es erforderlich machten, sich sonn-
tags abends beim Kanzler in der Koalitionsrunde zu treffen, um für 
die bevorstehende Haushaltsdebatte zu einer einheitlichen Linie zu 
finden. Kohl soll dabei zunächst einmal in seiner Art nach denen 
gefragt haben, die eine große Koalition ohne Kohl wollten. Sein 
Misstrauen richtete sich wohl in erster Linie auf Schäuble, und dies 
nicht ohne Grund. Denn die Medien waren voll der Spekulationen, 
dass Schäuble und Günther Krause, die beiden Verhandlungsführer 
des Einigungsvertrages, sich verbündet hätten, um Kohl zu umge-
hen. Schäuble soll langatmig und unsicher geantwortet haben.

Anschließend wurde beschlossen, die Investitionsanleihe vom 
Tisch zu nehmen. Was angeblich in der Fraktion eine breite Mehr-
heit finden sollte  – so Schäuble, aber auch Kohl, während der 
Klausur –, stieß tatsächlich auf den erbitterten Widerstand zahl-
reicher Abgeordneter aus dem Westen. Dies wiederum veranlasste 
die Ostabgeordneten, die von der Sache nichts verstehen  – aber 
auch nichts verstehen können –, sich ausgerechnet die Investitions-
anleihe als Symbol ihrer Selbstständigkeit und Identität zu wählen, 
was vor allem auf Krause zurückzuführen war, der eine zunehmend 
unheilvolle Rolle in Bonn spielt. So musste Kohl, der die Abgabe 
bereits geopfert, aber in der Klausur noch für sie gekämpft hatte, 
 erneut seine Meinung ändern. Zwar führte er sie nicht wieder ein. 
Aber vom Tisch, so Kohl, sei sie noch nicht. Was er mit der Ab-
gabe bezweckt, ist bis jetzt unklar geblieben. Wahrscheinlich hat er 
keine rechte Vorstellung davon, um was es sich überhaupt handeln 
könnte. Wie schon häufig zuvor ist auch sie für ihn ein vor allem 
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taktisches Problem. Dass die Diskussion Investoren verschreckt, die 
nicht wissen, ob sie trotz Investitionen im Osten dann noch zur 
Kasse gebeten werden könnten, spielt im Bonner Spiel ebenso we-
nig eine Rolle wie die wirtschafts- und finanzpolitischen Bedenken, 
die man gegen ein Instrument wie eine Zwangsanleihe vorbringen 
kann.

Waigel wiederum hat heute im Bundestag eine Unternehmens-
steuerreform in Aussicht gestellt, die zu einem gespaltenen Ein-
kommensteuersatz führen soll. Damit werden Errungenschaften 
preisgegeben, die wir großen Reformen des Steuerrechts in der Ver-
gangenheit verdanken. Wer Gewerbesteuer zahlt, soll nur 44 Pro-
zent Einkommensteuer zahlen, die anderen 53 Prozent als Höchst-
satz. Das Durcheinander wird immer größer.

Auf östlicher Seite bemühen wir uns um eine gemeinsame Po-
sition in den Fragen der Länderfinanzierung für 1993. Wir hat-
ten im Juli in Berlin eine solche Position formuliert. Ob sie halten 
wird, ist nicht gewiss. Bonn versucht bereits, durch  Sonderzusagen 
oder Pressionen die Front der Länder aufzubrechen. Man hat offen-
bar begriffen, dass die Ostländer den Haushalt im Bundesrat auch 
scheitern lassen könnten, und will deshalb die Bildung einer ge-
meinsamen Front verhindern. Das trifft allerdings weniger Sachsen 
als die anderen Bundesländer im Osten. Was Milbradt aus den Etat-
beratungen von Anhalt oder Mecklenburg hört, ist erschreckend. 
Die Neuverschuldung macht bis zu 30 Prozent des Etatvolumens 
aus – eine unverantwortliche Entwicklung, zu der die Länder ge-
zwungen werden, weil der Bund keine ausreichenden Mittel zur 
Verfügung stellt. Ich bin entschlossen, diese Entwicklung nicht hin-
zunehmen, auch wenn ich die Gegenposition alleine vertreten muss.

Am Wochenende der Tag der Sachsen in Freiberg. Rund 300 000 
Menschen kamen, um ihn zu feiern. Noch selten habe ich so viele 
freundliche, optimistische und offene Gesichter gesehen wie an die-
sen Tagen. Obwohl das Wetter an den ersten beiden Tagen schlecht 
war, war die Stimmung gut. Herrliche Konzerte im Dom, die Aus-
zeichnung unserer Olympiateilnehmer, ein Besuch im Asylbewer-
berheim und vieles mehr standen auf unserem Programm. Höhe-
punkt war für Ingrid und mich der Festgottesdienst im Dom und 
die Predigt Bischof Hempels. Am Beispiel des Damaskus-Erlebnis-
ses des Saulus erläuterte er den Charakter der Wende. Sie sei, so 

118_0073_Biedenkopf_Ringen um die innere Einheit.indd   21118_0073_Biedenkopf_Ringen um die innere Einheit.indd   21 05.08.15   13:0005.08.15   13:00



22

Hempel, immer mit einer Krise verbunden, wenn es sich um eine 
wahre Wende handelt. Durch diese Krise gehen wir. Sie beginnt in-
zwischen auch Westdeutschland zu erfassen. Vor allem hier liegt die 
Ursache für die wachsende Unsicherheit in Westdeutschland und in 
der politischen Führung. Die alten Antworten taugen nicht mehr 
für die Bewältigung der Flut neuer Fragen, die mit der Einheit über 
Westdeutschland hereingebrochen sind. Wir haben die Einheit ge-
wonnen, soweit es sich um die staatliche Einheit handelt. Was sie 
für Deutschland und seine neue Rolle bedeutet, müssen wir erst 
noch erfahren.

11. September 1992

Die Haushaltsdebatte hat gezeigt, dass die Koalition steht, aber 
nicht laufen kann. Kohl hat, zur Erleichterung der CDU, eine gute 
Figur gemacht, Sicherheit ausgestrahlt, zu einem Solidarpakt ein-
geladen, aber inhaltlich zu diesem Pakt kaum etwas beigetragen. 
SPD und Gewerkschaften, aber auch die FDP, haben die Einladung 
nicht abgelehnt. Aber sie formulieren Bedingungen, die den Erfolg 
der Veranstaltung fragwürdig erscheinen lassen. Es fällt der SPD 
schwer, eine Regierung zu stützen, die sie eigentlich ablösen will. 
Auch nach der Debatte wollen deshalb nicht die Stimmen verstum-
men, die der Regierung ein vorzeitiges Ende prophezeien. Für uns 
ist nicht der Bestand der Regierung bedeutsam, sondern ihre Fähig-
keit, sich zu bewegen. Falls sie diese Fähigkeit verloren hat, wird die 
Wirklichkeit die Koalition sprengen, nicht Frondeure oder illoyale 
CDU-Politiker.

Bonn behindert auch zunehmend den Sanierungsauftrag der 
Treuhand, indem es eine nachhaltige Beteiligung der ostdeutschen 
Länder an den Sanierungskosten verlangt, wohl wissend, dass wir 
diese Kosten nicht übernehmen können. Darüber hinaus behindert 
Waigel direkt und durch die Bundesvermögensverwaltung unsere 
Aufbauanstrengungen. So hat er die Treuhand angewiesen, trotz no-
tariellem Vertrag mit Sachsen die Flughafengrundstücke in Leipzig 
nicht zu übertragen. Auch in Dresden weigert er sich, uns das Flug-
hafengelände zu überlassen, und verlangt, dass wir es dem Bund 
abkaufen. Den westdeutschen Ländern hat der Bund vergleichbare 
Grundstücke in den sechziger Jahren übertragen. Die Vermögens-
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verwaltung verlangt von den Kommunen, aber auch von heimi-
schen Investoren teilweise Fantasiepreise für Bundesgrundstücke. 
Die Beschwerden der ostdeutschen Länder gegen diese Praxis, die 
wir Kohl vorgetragen haben, haben bisher keine Wirkung gezeigt.

Das Verhältnis zu Waigel wird vor allem für die CDU-regierten 
Länder Sachsen, Thüringen und Sachsen-Anhalt noch dadurch er-
schwert, dass die CSU die DSU massiv unterstützt und damit un-
sere Mehrheitsfähigkeit gefährdet. In einem Gespräch mit dem 
sächsischen Bund der Vertriebenen habe ich gestern erfahren, dass 
die DSU dem Verband ihre Geschäftsstellen zur Verfügung stellt 
und bei den älteren Vertriebenen mit dem Versprechen wirbt, sie 
erhielten eine Entschädigung von 4000 DM. Diese Entschädigung 
hat Waigel jedoch abgelehnt. All diese Aktivitäten werden von der 
CSU bezahlt. Wir können uns im Grunde nicht dagegen wehren, 
denn wir sind vom Finanzminister abhängig. Aus dieser Situation 
kann uns nur ein Angriff auf Waigel mit dem Ziel befreien, ihn 
als Finanz mi nis ter zu stürzen – also durch Ablehnung seines Haus-
halts. Niemand weiß, ob die Koalition das überleben würde. Sicher 
ist jedoch, dass wir nicht zulassen können, um den Lohn unserer 
Arbeit in Sachsen durch Kräfte betrogen zu werden, die aus der 
Sicher heit der bayerischen Burg angreifen und sich auf unsere Be-
reitschaft verlassen, die Koalition in Bonn unter allen Umständen 
zu schützen.

Damit haben sich inzwischen drei Ebenen herausgebildet, auf 
denen wir gegen Waigel stehen: Der Haushalt, die vom Bundesfi-
nanzministerium erzwungene Treuhandpraxis und die Unterstüt-
zung der DSU. Waigel ist nicht nur zum eigentlichen Hindernis der 
Einheit, sondern auch zur Gefahr für unsere Mehrheiten geworden.

Nachmittags erstes Zusammentreffen mit den Regierungspräsi-
denten. Der bei weitem fähigste unter ihnen ist Walter-Christian 
Steinbach, ein Mann aus Sachsen und vor der Wende Pfarrer. Er ist 
fantasievoll, kann improvisieren und setzt sich durch. Die beiden 
aus Westdeutschland stammenden Herren in Chemnitz und Dres-
den sind weit bürokratischer. Wir identifizieren drei Bereiche, in 
denen schnell gehandelt werden muss: die Wasserwirtschaft, den 
Wohnungsbau und Fragen der Koordination der Planung. Zur Was-
serwirtschaft werde ich zu einem ressortübergreifenden Gespräch 
einladen. In der Wohnungswirtschaft überlegen Georg Mil bradt 
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und ich, ob wir nicht doch ein getrenntes Ministerium einrichten 
sollen, das sich nur mit diesem Bereich befasst – eine Forderung, 
die die SPD schon lange erhebt. Ich neige zunehmend dazu, dies 
zu tun. Im Organisationsbereich muss Bestrebungen, vor allem des 
Umweltressorts, entgegengetreten werden, sich immer stärker aus 
der allgemeinen Struktur zu lösen.

Noch ein Problem hat Kohl: Er versteht nicht, dass sich mit der 
deutschen Einheit auch die Machtstrukturen in Deutschland geän-
dert haben. Für ihn ist, wie er es im letzten Bundesvorstand for-
mulierte, die Partei das Zentrum der Macht. Doch dieses Zentrum 
existiert nicht mehr. Es ist nicht nur durch die wachsende Unfähig-
keit der Partei beschädigt, sich Neuem zu öffnen: Dies hat Kohl 
selbst herbeigeführt. Das Zentrum ist auch durch die deutsche Ein-
heit überholt. Denn die Ost-CDU wird sich diesem Zentrum nicht 
einordnen, auch wenn derzeit der Versuch gemacht wird, die Macht 
der Zentrale auf die ostdeutschen Verbände auszudehnen. Die Bun-
despartei wird die Ostverbände nicht verdauen, ohne sich selbst zu 
ändern. Die Reaktion der Partei auf die Kandidatur Heinz  Eggerts 
ist dafür ein hervorragendes Beispiel. Sie kann nicht verstehen, 
dass man eine Kandidatur anmelden kann, obwohl der Parteivor-
sitzende seine Wünsche zur Zusammensetzung seiner Stellvertreter 
doch bereits angemeldet hat.

Damit beginnt die Macht wieder dorthin zu wandern, wo sie 
hingehört: zu den staatlichen Institutionen. Bundestag und Bun-
desrat nehmen an Bedeutung zu und lösen sich aus der parteipoliti-
schen Umklammerung. Das vollzieht sich bei der CDU ebenso wie 
bei der SPD.

15. September 1992

Auf dem Weg nach Bonn zum Gespräch der Ost-Ministerpräsiden-
ten mit dem Bundeskanzler. Gestern habe ich Kohl den folgenden 
Brief geschrieben:

»Lieber Helmut, seit Ende der Sommerpause zeichnen sich drei 
Bereiche ab, in denen es zu Konflikten mit dem Finanzminister und 
Vorsitzenden der CSU kommen kann. Ich möchte Dich von dieser 
Entwicklung unterrichten und vorschlagen, dass wir bald über die 
Frage sprechen, wie ein offener Konflikt vermieden werden kann.
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1. Der erste Bereich betrifft die Finanzierung der Haushalte der 
ostdeutschen Bundesländer für 1993. In der Bundesvorstandssit-
zung vom 30. Juni, an der auch Waigel teilnahm, ist von Dir in Aus-
sicht gestellt worden, dass wir über die Zuschüsse des Bundes für 
1993 nach der Sommerpause noch einmal sprechen würden. Auf 
der Grundlage der Zahlen, die Waigel vorgelegt hatte, war offen-
sicht lich, dass die ostdeutschen Länder ihre Haushalte 1993 nur 
würden finanzieren können, wenn sie ihre investiven Mittel kürzen 
und sich in einer Höhe verschulden, die mit dem Aufbau Ost un-
vereinbar wäre.

Alle Versuche nach der Sommerpause, zu einem solchen Ge-
spräch zu kommen, sind bisher gescheitert. Stattdessen wächst der 
Druck, der auf ostdeutsche Abgeordnete ausgeübt wird, die sich 
für eine Verbesserung der unzureichenden Finanzausstattung ihrer 
Länder einsetzen. Von einer treuhänderischen Haltung der West-
deutschen zugunsten der Ostdeutschen, die noch nicht die Kraft 
haben können, sich im gesamtdeutschen Verteilungskampf zu be-
haupten, kann keine Rede sein.

Wichtigstes Argument für die ablehnende Haltung Waigels ist 
die Behauptung, der Bund transferiere im kommenden Jahr rund 
92 Milliarden DM in die ostdeutschen Bundesländer. Dass die vor-
gesehenen Transferleistungen netto im für Waigel günstigsten Fall 
nur knapp 30 Milliarden DM betragen werden, weiß das BMF. Das 
hielt Waigel nicht davon ab, die Zahl auch in seiner Etatrede wie-
der zu verwenden. Wir sind dadurch gezwungen, die richtigen Zah-
len im Bundesrat vorzulegen – auf der Grundlage der Daten des 
BMF –; eine Irritation, die ich lieber vermieden hätte.

Die irreführenden Angaben über die tatsächlichen Leistungen 
aus westdeutschen öffentlichen Haushalten sind umso be dauer-
licher, als sie verschleiern, dass der Bund zur Finanzierung der Ein-
heitskosten die Steuern erhöht hat, ein wesentlicher Teil der Last 
also nicht vom Bund, etwa durch Verzicht auf bisherige Programme 
oder Kürzungen an anderer Stelle, sondern von den Steuerzahlern 
getragen wird. Sie müssen zu Recht den Eindruck haben, dass sie in 
noch größerem Umfang zur Kasse gebeten werden müssen, wenn 
schon die gut 90 Milliarden DM nicht ausreichen.

Die überhöhten Angaben tragen weiter wesentlich zu den Span-
nungen bei, die in den letzten Wochen durch unvermeidliche Um-
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verteilungen ausgelöst worden sind. Die Gefahr, dass wir politisch 
zwischen die Mühlsteine schnell zunehmender Verteilungskonflikte 
geraten und dabei erheblich Federn lassen müssen, wächst ohne-
hin. Es ist nicht zu verstehen, warum wir dieser Gefahr durch fal-
sche Angaben über die tatsächliche Dimension der Last auch noch 
Vorschub leisten.

2. Am 30. Juni haben wir gemeinsam beschlossen, dass die Be-
wältigung der finanziellen Altlasten der DDR und der Treuhand-
schulden eine gesamtstaatliche Aufgabe sei. Diese politische Vor-
gabe, die ihre Glaubwürdigkeit vor allem Deiner Zustimmung 
verdankt, hat uns in Ostdeutschland sehr erleichtert. Mit ihr schien 
die Gefahr gebannt, dass die ostdeutschen Länder unter der finan-
ziellen Erblast und den Kosten der Sanierung alter Unternehmen 
zusammenbrechen könnten.

Inzwischen geht Waigel jedoch dazu über, seine Zustimmung zu 
Sanierungsbeschlüssen der Treuhand davon abhängig zu machen, 
dass das betroffene Land sich in erheblichem Umfang an den Kos-
ten der Sanierung beteiligt. Ein Teil der Last, die eigentlich gesamt-
staatlich getragen werden sollte, wird so von vornherein auf die 
ostdeutschen Länder überwälzt. Damit wird zwar die zukünftige 
gesamtstaatliche Last geringer. Zugleich wird jedoch die Fähigkeit 
der ostdeutschen Länder eingeschränkt, ihren Wiederaufbau erfolg-
reich voranzubringen. Die späteren gesamtstaatlichen Kosten eines 
solchen Versagens werden ungleich größer sein, von den poli ti-
schen Kosten ganz zu schweigen. Hier zeigt sich in besonders kras-
ser Form, dass es an mittelfristigen Betrachtungen, die diesen Na-
men verdienen, im BMF fehlt.

Das BMF erschwert den Neubeginn im Osten darüber hinaus 
durch eine Grundstücks- und Bodenpolitik, die zwar in einer voll 
entwickelten Volkswirtschaft verständlich sein mag, in Ostdeutsch-
land jedoch zunehmend zum Investitions- und Entwicklungshemm-
nis Nr. 1 wird. Statt Länder und Gemeinden mit Grund und Bo-
den auszustatten und so die Entwicklung eines Grundstückmarktes 
zu unterstützen, der Grundstücke zu investitionsorientierten Prei-
sen zur Verfügung stellt, müssen Länder und Kommunen um jedes 
Grundstück kämpfen. Der Freistaat Sachsen zum Beispiel bemüht 
sich schon seit mehr als einem Jahr, vom Bund die für den Bau 
der Flughäfen Leipzig/Halle und Dresden notwendigen Grundstü-
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cke zu erhalten. Obwohl das Erfordernis von Investitionen in die-
sem Bereich offensichtlich ist, weigert sich Waigel, die Grundstücke 
zu übertragen. Die Startbahn in Dresden dürfen wir kaufen. Der 
Vollzug eines notariellen Vertrages zwischen Treuhand und Frei-
staat, Grundstücke in Leipzig betreffend, ist von Waigel untersagt 
worden. Investitionen, die dringend erforderlich sind, unterbleiben. 
Unsere Behauptung, wir wollten Investitionshemmnissse beseitigen, 
klingt angesichts solcher Sachverhalte nicht glaubwürdiger.

Werden Grundstücke angeboten, dann häufig zu Preisen, die 
jenseits jeglicher wirtschaftlichen Realität liegen. Die Bestimmung 
von Verkehrswerten ist häufig willkürlich, da es noch keine Markt-
preise gibt. Vielfach liegen sie weit über den Preisen, die westdeut-
sche Städte mit vergleichbaren Bedingungen ihren Investoren an-
bieten – und die mit unseren Städten vielfach im Wettbewerb um 
Investitionen stehen. Bei der letzten Runde mit den Ost-Minister-
präsidenten haben wir dies bereits vorgetragen. Es hat sich nichts 
geändert.

Schließlich weigert sich Waigel, den Ländern die Grundstücke 
zurückzugeben, die ihnen früher gehörten und ihnen von den Nazis 
zugunsten des Reiches weggenommen wurden. Diese, wie die Be-
amten es nennen, »verreichlichten« Grundstücke wurden den west-
deutschen Ländern nach dem Krieg zurückgewährt, ohne dass sie 
dafür hätten zahlen müssen. Uns wird die Rückgabe unter Hin-
weis auf den angeblich vorrangigen Einigungsvertrag verweigert. 
Land und Gemeinden sollen die Grundstücke abkaufen, was uns 
zwingt, vom Bund die notwendigen Mittel einzufordern. Tun wir 
es, können wir im Bayernkurier aus der Feder des CSU-Vorsitzen-
den  lesen, dass wir maßlose, weltfremde Forderungen stellen, statt 
uns im Westen zu bedanken.

3. Damit bin ich beim dritten Bereich, der nicht das BMF, son-
dern die CSU betrifft. Waigel hat kürzlich wieder eine größere 
DSU-Veranstaltung in Sachsen durchgeführt. Man hatte aus allen 
Landesteilen Anhänger der DSU zur Kundgebung gebracht. Der 
»Bundesvorsitzende« der DSU, Keller – Bürgermeister in Dresden 
und ein vernünftiger Mann –, wurde praktisch in Pflicht genom-
men, die Selbstständigkeit der DSU weiter zu betreiben. Vielver-
sprechende Gespräche über eine Aufnahme der DSU in die CDU 
sind damit vorerst auf Eis gelegt. Waigel erklärte auf der Kund-
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gebung, die DSU könne die Probleme im Osten besser lösen als 
die CDU. Dort müsste man wohl erst lernen, dass das Geld, das 
man verlange, erst erarbeitet werden müsse etc. Derzeit wirbt die 
DSU in Kreisen der Vertriebenen mit dem Versprechen, 4000 DM 
Entschädigung werde gezahlt; dies, obwohl Waigel genau dies ab-
lehnt. DSU-Geschäftsstellen werden dem Bund der Vertriebenen als 
Standorte angeboten usw.

Der ganze Spuk ist nur möglich, weil die CSU die DSU finan-
ziert. Ohne finanzielle Unterstützung aus Bayern gäbe es die DSU 
nicht mehr. Offenbar will man mit der DSU in die nächsten Kom-
munal- und Landtagswahlen gehen. Anscheinend verspricht man 
sich Chancen, statt der Republikaner all diejenigen um sich zu 
scharen, die in der unzureichenden Aufarbeitung der Vergangen-
heit, in Asylfragen und in zu wenig Härte gegen Bonn die Ursachen 
für ihre Probleme sehen.

Durch das Verhalten Waigels werden vor allem Thüringen und 
Sachsen in eine unmögliche Lage gebracht. Als Finanzminister hat 
Waigel uns praktisch in der Hand und kann fehlendes Wohlverhal-
ten bestrafen. Als CSU-Vorsitzender ist er Chef der Regierungspar-
tei unseres Partnerlandes Bayern. Auf dessen Kooperation sind wir 
dringend angewiesen, nachdem Baden-Württemberg weniger bere-
chenbar geworden ist. Gleichwohl hat Bayern gerade gefordert, wir 
müssten in Zukunft 60 Prozent der Kosten für Leihbeamte aus Bay-
ern übernehmen; die mit Abstand höchste Forderung aller west-
lichen Bundesländer.

Mit Hilfe der Kombination Bundesfinanzminister und CSU-Vor-
sitzender, also nicht abhängig von der CDU-Entwicklung im Bund, 
kann Waigel sich die Möglichkeit sichern, in Sachsen, Thüringen 
und Sachsen-Anhalt eine Konkurrenz zur CDU aufzubauen, ohne 
Sanktionen befürchten zu müssen. Mir raubt er damit die Chance, 
noch einmal eine echte CDU-Mehrheit zu erhalten. Die Folge wäre 
voraussichtlich eine große Koalition in Sachsen. Mit der DSU wäre 
eine Koalition kaum politisch möglich, angesichts des politischen 
Personals dieser Partei aber auch nicht zumutbar.

Für die Sächsische Union ist eine solche Politik nicht akzeptabel. 
Wenn es nicht zum offenen Bruch mit der CSU und zu politischen 
Aktivitäten in Bayern – etwa aus Anlass des nächsten CSU-Partei-
tages – kommen soll, muss hier so schnell wie möglich eine Ände-
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rung eintreten. Die finanzielle Unterstützung der DSU muss beendet 
werden. Die CSU muss uns in unseren Bestrebungen unterstützen, 
die DSU in die CDU aufzunehmen. Bereitschaft dazu besteht auf 
beiden Seiten, vor allem auch auf der kommunalen Ebene. Inter-
ventionen von außen, vor allem gestützt auf die Autorität des Bun-
desfinanzministers, machen alle Versuche zunichte, hier weiterzu-
kommen. Ich kann nicht ausschließen, dass dieses Problem bereits 
den Bundesparteitag in Düsseldorf beschäftigen wird. Mit Sicher-
heit wird es auf unserem Landesparteitag angesprochen werden, 
der Anfang Oktober stattfindet. Ich halte es deshalb für wichtig, 
dass bald etwas unternommen wird. Sonst könnte die Auseinan-
dersetzung sich verselbstständigen. Für die Rolle der Union im 
deutschen Einigungsprozess wäre dies angesichts der gemeinsamen 
Fraktion in Bonn verheerend.«

In Gesprächen mit Berndt Seite, Münch und Vogel habe ich unser 
Gespräch heute Morgen vorbereitet. Es geht mir vor allem  darum, 
zu vermeiden, dass unsere im Sommer in Berlin festgelegte Linie 
unter Bonner Druck aufbricht und wir uns damit auseinanderdi-
vidieren lassen. Seite war zunächst unsicher, ob er auf Nachbesse-
rungen des Haushalts 1993 bestehen solle. Ich konnte ihn von der 
Notwendigkeit überzeugen. Sein Haushalt, in erster Lesung dem 
Landtag bereits vorgestellt, wird 1993 eine Neuverschuldung von 
27 Prozent aufweisen. Münch wird ein Defizit von 26 Prozent ha-
ben, wenn er nicht eine zusätzliche Milliarde DM aus Bundesmit-
teln erhält. Er erhofft sie sich als Zuschuss zur Sanierung der Groß-
in dus trie. Wir werden rund 14 Prozent Neuverschuldung in Kauf 
nehmen müssen, obwohl wir nicht übermäßig investieren können. 
Vogels Defizit soll rund 21 Prozent betragen. In keinem Fall ist dies 
zu verantworten, wenn man bedenkt, dass die westdeutschen Län-
der sich im Schnitt mit 5 Prozent neu verschulden werden.

Das Kabinett war heute einmütig der Ansicht, man könne dem 
Haushalt 1993 nicht zustimmen, wenn er nicht substantiell geän-
dert werde. Auch die Mehrheit unserer Bundestagsabgeordneten 
hält noch an diesem Kurs fest, obwohl einige sich schon bei der 
Fraktionsführung gemeldet haben, um Zustimmung zum Haushalt 
zu signalisieren.

Die Treuhand hat heute zu ihren vielen Fehlentscheidungen 
eine weitere hinzugefügt: Sie hat, entgegen den noch in der letzten 
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 Woche sorfältig ausgehandelten Vereinbarungen im Umlaufverfah-
ren, die Liquidation der Edelstahlwerke Freital beschlossen.

Gestern ein gutes Gespräch mit Bischof Hempel. Wir sind uns 
nähergekommen. Während des Abendessens in der Erholung stellte 
er plötzlich, fast verwundert, fest, es sei doch unglaublich, dass wir 
hier gemeinsam säßen und uns unterhielten. Niemals wäre so eine 
Begegnung früher möglich gewesen. Mein Ansehen in der Bevöl-
kerung habe eher noch zugenommen, meinte er. Luther habe seine 
Kirche zwar nicht mit vielen Worten des Lobes ausgestattet. Aber 
er müsse nun auch einmal loben, was zu loben sei.

Vor allem sprachen wir über den Beitrag, den die Kirche in der 
kommenden Zeit leisten könnte. Hempel möchte seine Kirche vom 
Rückzug ins rein Kirchliche bewahren und ihre Möglichkeiten stär-
ker nutzen, an der Wende mitzuwirken. Ich schlage ihm vor, er solle 
mit der Kirche ein Forum bieten, auf dem die Herausforderungen, 
Nöte und Chancen der Wende vermessen werden können. Wir, vor 
allem aber die Menschen, brauchten Weisungen. Die Kirche habe 
in der Schrift ein festes Fundament, von dem aus sie handeln und 
das Neuland erforschen könne, in das die Wende uns geführt habe.

Im Kabinett beschäftigten uns heute Morgen vor allem die 
Grundlagen der Jugendpolitik. Es kommt uns darauf an, im ersten 
Landesjugendplan eine Standortbestimmung zu versuchen. Nicht 
der Staat, sondern die Bürger sind für die Jugend verantwortlich. 
Familie, kleine Lebenskreise, Gemeinde, Region und schließlich 
Land lautet die Kette der Verantwortlichkeit. Wir handeln subsi-
diär, nicht primär. Vielen ist dies nicht bewusst. Sie sind im Denken 
der alten Verantwortlichkeiten verhaftet, das sich allerdings auch in 
Westdeutschland findet. Die Unterschiede sind oft kleiner, als man 
annehmen sollte.

Auch die mentalen Befindlichkeiten unserer Menschen müssen 
wir ansprechen: So die Tatsache, dass Arbeitsplatzsicherheit, Sicher-
heit der Wohnung und soziale Sicherheit von einer großen Mehrheit 
als Vorzüge der alten DDR gesehen werden. Die Frage, um welchen 
Preis man diese Vorteile genossen hat, ist lange nicht mehr so ge-
genwärtig wie die Erinnerung an die Überschaubarkeit und Ver-
lässlichkeit der alten Ordnung in diesen Bereichen. Dennoch will 
niemand zurück in die alte Vormundschaft. Aber die Spannung, die 
zwischen der neuen Gegenwart und der nostalgischen Erinnerung 
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besteht, muss angesprochen werden. Sonst können wir sie nicht 
überwinden.

20. September 1992

Eine bewegte Woche liegt hinter mir. Gerade habe ich Berndt Seite 
wieder verabschiedet.

Ich habe in ihm einen Mann kennengelernt, der Mut und Steh-
vermögen hat, sich der Grenzen seines Wissens bewusst ist, lernen 
will und vor allem seine Unabhängigkeit nicht preiszugeben bereit 
ist. Er werde sich weder für die West-CDU noch für Kohl verbie-
gen.

Beide sind wir der Ansicht, dass wir die Konfrontation in Bonn 
nicht suchen, aber auch nicht um jeden Preis vermeiden können. 
Der Aufbau der neuen Bundesländer liegt nicht nur im ostdeut-
schen, sondern auch im westdeutschen Interesse. Die westdeutsche 
Politik muss dies akzeptieren und umsetzen, wenn sie erfolgreich 
sein will. Deshalb werden wir in den Haushaltsverhandlungen noch 
einmal einen Anlauf machen, eine stärker zweckgebundene und 
über das Land geleitete Investitionspauschale von rund 5 Milliar-
den DM und einen Zuschuss zu den Sanierungs- und Strukturkos-
ten bereits für 1993 zu erhalten. Seite schließt nicht aus, dass auch 
er den Haushalt ablehnt, wenn die weiteren Notwendigkeiten un-
berücksichtigt bleiben. Die ostdeutschen Haushalte können nicht 
in der gleichen Weise gesehen werden wie die westdeutschen. Eine 
übermäßig schnelle und hohe Verschuldung im Osten kann nicht 
im Interesse des Gesamtstaates liegen. Er darf sie deshalb auch 
nicht zulassen. Dieser Zusammenhang wird von der Bundesregie-
rung nur unzureichend gesehen.

Beide halten wir es für notwendig, bis Ende dieses Jahres zu 
 einer Aufbaukonzeption für Ostdeutschland zu kommen, die diesen 
Namen verdient. Seite sieht in Krause jemanden, der dies schon seit 
langem anstrebt, sich aber bisher nicht habe durchsetzen können. 
Schäuble habe sich mit Krause verbunden, weil er es ähnlich sehe. 
Kohl beginne, sich dem Gedanken zu öffnen. Aber zugleich wachse 
auch sein Misstrauen gegenüber beiden. Wie bisher immer nähert 
sich Kohl jedem mit Misstrauen, der Handlungsnotwendigkeiten 
formuliert, denen sich Kohl nicht beugen will oder die er nicht be-
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herrscht. Er sieht in derartigen Aufforderungen stets den Versuch, 
ihn selbst in Frage zu stellen.

Die Konzentration des Bundesparteitages auf Europa halten wir 
nicht für sinnvoll. Bei aller Bedeutung, die der weiteren europäi-
schen Entwicklung zukommt: Die deutsche Einheit ist noch nicht 
vollendet, wie die ursprüngliche Vorlage des Leitantrages das be-
hauptete. Wir können nicht nur über Europa sprechen, wenn wir 
uns in Deutschland in der kritischsten Phase des Einigungsprozes-
ses befinden. Seite sieht in der Themenwahl auch ein Indiz dafür, 
dass die Führung die eigentlichen Probleme verdrängt.

Die Kandidatur Eggerts wird Seite unterstützen. Wie andere ost-
deutsche CDU-Politiker ist auch er abgestoßen von dem Versuch, 
bei der Wahl der Stellvertreter jede Alternative auszuschließen und 
die Stellvertreter mit einer Ausnahme aus dem Kreis der Kabinetts-
mitglieder zu wählen. Die ohnehin geringe Selbstständigkeit der 
Partei wird dadurch weiter verringert. Dass Kohl diese Struk-
turfrage überhaupt nicht mehr sieht, zeigt, in welchem Maße die 
Unselbständigkeit der Partei ihm selbstverständlich geworden ist.

Beim Tee und auf der Fahrt zum Flughafen sprechen wir über 
Deutschland und seine Rolle in Europa. Ich erläutere, ausgehend 
von meinem Buch »Zeitsignale«, meine Position. Verkürzt kann 
man sagen: Die Westdeutschen bringen in das geeinte Deutschland 
die soziale Marktwirtschaft, die Ostdeutschen die nationale Idee 
ein. Nur beides zusammen kann zu einer wirklichen Einheit führen.

Dieser These steht die Überzeugung vieler in Westdeutschland 
entgegen, Deutschland solle auf seine nationale Identität verzichten 
und sich stattdessen für die politische Union Europas offenhalten. 
So hat Helmut Schmidt in einem Interview mit dem Figaro vor dem 
französischen Referendum zu Maastricht die Ansicht vertreten, die 
Einheit Europas sei unabdingbar, um Deutschland fest zu verankern 
und Franzosen wie Deutsche vor einem »Irrweg Deutschlands« zu 
schützen. Deutschland sei gefährlich, meinte Schmidt, »nicht wegen 
seiner Kultur oder seines Volkscharakters, aber wegen unserer Ge-
schichte und unserer geographischen Lage. […] Wenn das Chaos im 
Osten und auf dem Balkan schlimmer wird, dann werden wir als 
Erste von Flüchtlingen überlaufen. Wie würde Deutschland in die-
sem Falle reagieren, wenn es nicht in ein Europa integriert ist? Nie-
mand kann das vorhersehen.«
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Kohl teilt im Prinzip diese Haltung. Durch regionalen Patriotis-
mus und europäische Identität will er die Entwicklung einer eigen-
ständigen nationalen Identität Deutschlands vermeiden. Mit dem 
Gedanken, dass Deutschland nationale Interessen formulieren und 
seine Politik daran ausrichten könne, kann er sich nicht anfreun-
den. Die enge Verbindung mit Frankreich soll Deutschland auch 
vor sich selbst schützen. Für das französische Referendum, das 
offen bar heute knapp zugunsten der Verträge ausgegangen ist (um 
21.00 Uhr 51,2 Prozent Ja-Stimmen) war dies ein entscheidendes 
Argument. Um dieses Ziel zu verwirklichen, ist Kohl auch bereit, 
die deutsche Währung in eine europäische Währung einzubringen, 
ohne dass eine einheitliche Haushalts- und Wirtschaftspolitik Euro-
pas gesichert wäre. Die Währung soll das Band sein, das die wider-
strebenden Interessen und politischen Kräfte zusammenhält. Dass 
Kohl der Währung eine solche Leistung zutraut, dass er von der 
Bereitschaft der anderen EG-Staaten überzeugt ist, ihre nationalen 
Politiken und Ambitionen der Stabilität einer gemeinsamen Wäh-
rung unterzuordnen, ist nur mit dem besonderen Stellenwert zu er-
klären, den ein Land seiner Währung zubilligt, dessen Leitidee die 
Wirtschaftsordnung ist und dessen nationale Idee sich in der Wohl-
standssicherung erschöpft. Für Westdeutschland mag dies gegolten 
haben. Für unsere westeuropäischen Nachbarn gelten andere Prio-
ritäten, für die sie auch eine Schwächung ihrer Währung in Kauf zu 
nehmen bereit sind.

Das eigentliche Problem einer Europapolitik, die sich mit dem 
Wunsch legitimiert, Deutschland vor sich selbst zu schützen, liegt 
jedoch in der Annahme, man könne die westdeutsche Legitimation 
des Staates als Wirtschafts- und Sozialgemeinschaft mit stetig wach-
sendem materiellen Lebensstandard auch im geeinten Deutschland 
beibehalten. Diese Annahme ist falsch.

Fazit: Unsere Europapolitik sollte sich nicht vom Verzicht auf 
nationalstaatliche Identität, sondern von ihrer europakompatib-
len Ausformung leiten lassen. Wir müssen ein angemessenes, an-
deren wichtigen EG-Staaten, vor allem Frankreich, vergleichbares 
Gleichgewicht zwischen nationalen und europäischen Interessen 
entwickeln. Dabei müssen wir den Besonderheiten des Einigungs-
prozesses und seiner Erfordernisse Rechnung tragen. Zur euro-
päischen Friedensordnung gibt es keine Alternative. Sie muss je-
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doch  organisch wachsen. Eine deutsche Flucht nach Europa, um 
die Auseinandersetzung mit unserer eigenen nationalen Identität zu 
vermeiden oder uns vor uns selbst zu schützen, wird das politisch 
 geeinte Europa nicht befördern, sondern gefährden.

21. September 1992

Eben haben wir in Grüna bei Chemnitz eine Verteilerstation von 
Coca-Cola eingeweiht und auf dem gleichen Gewerbegebiet zwei 
produzierende Betriebe besucht. Die Station wird rund 160 Men-
schen beschäftigen; rund 250 000 DM wurden pro Arbeitsplatz 
investiert. Insgesamt wird Coca-Cola 2200 Arbeitsplätze in den 
ostdeutschen Ländern einrichten und dafür 700 Millionen DM aus-
geben. Wer in Sachsen investiert, sagte ich, wird Bürger des Landes 
und an seinem Wohlergehen interessiert. Er bringt Geld und Wissen 
mit und findet Menschen, die lernen wollen und bereit sind anzu-
packen. Jede Investition, bei der Ost- und Westdeutsche zusammen-
wirken, ist ein Stück gelebte deutsche Einheit.

Mit dem Besuch Berndt Seites in Dresden ging eine besonders 
dichte Woche zu Ende. Das Gespräch bei Kohl am 15. September 
war wenig ergiebig. Die eigentliche Frage, deretwegen wir angereist 
waren, wurde nicht behandelt: Wie finanzieren wir mittelfristig, 
aber auch schon im kommenden Jahr, die deutsche Einheit. Statt-
dessen beschäftigten wir uns ausführlich mit Nebensächlichem – so 
wichtig das auch für die Beteiligten gewesen sein mag. Zur Kultur 
bot Kohl eine Erhöhung der Mittel auf 650 Millionen DM – bis-
her 350 Millionen DM – an. Das hilft, löst aber die Probleme nur 
für das kommende Jahr. Wie es dann weitergehen soll, ist  offen. 
Denn 1994 will der Bund seinen Beitrag drastisch reduzieren. Wie-
der keine Perspektive! Eine knappe Stunde beschäftigte uns die Ver-
wendung von 100 Millionen DM für Jugendarbeit. Kohl hat die 
Neigung, bei Themen endlos zu verweilen, die ihm Gelegenheit ge-
ben, sich als Experte zu erweisen und auf seine rheinland-pfälzische 
Erfahrung zurückzugreifen. Meistens verengt sich der Erfahrungs-
horizont dann noch weiter auf Ludwigshafen. Es gibt offenbar 
kaum etwas, das es nicht auch in Ludwigshafen gibt.

In den Grundstücksfragen (Bundesbesitz, Länderbesitz, Ver-
kehrswert etc.) kamen wir weiter, ohne allerdings schon am Ziel 
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zu sein. Jedenfalls werden wir jetzt nicht mehr anders behandelt 
als die westdeutschen Länder. Sie erhielten den sogenannten »ver-
reichtlichten« Grundbesitz zurück. Wir sollten von der Rücker-
stattung durch den Einigungsvertrag ausgeschlossen sein. Weiter 
sollen die Voraussetzungen für eine vernünftige, investitionsorien-
tierte Bodenpolitik erarbeitet werden. Kohl will sich selbst darum 
kümmern. Schließlich suchten wir nach einer neuen Lösung für die 
Finan zie rung der ökologischen Altlasten, nachdem die Länder nicht 
bereit sind, die Kosten zu 45 Prozent zu übernehmen. Ein Umwelt-
kosten-Fonds, wie ich ihn vorgeschlagen habe, soll entwickelt wer-
den, der einen Rahmen vorgibt und damit die Entscheidung nach 
Dringlichkeiten erleichtert. In der zentralen Frage hält Kohl ein 
weiteres Gespräch zwischen Waigel und den Finanzministern für 
erforderlich, ehe sich Kohl mit den Ost-Ministerpräsidenten trifft.

Als ich am Mittwoch nach Dresden zurückkam, hatten Metal-
ler aus Freital und aus anderen Werken das Flughafengebäude be-
setzt, um auf ihre Probleme aufmerksam zu machen und gegen die 
Treuhand zu protestieren. Die THA hatte, entgegen getroffener Ver-
einbarungen, am Dienstag die Liquidation des Edelstahlwerkes be-
schlossen. Dies, obwohl wir einen Investor gefunden hatten, der 
bereit war, auch ein eigenes Risiko einzugehen und Produktion aus 
seinem westlichen in ein östliches Werk zu verlagern.

Man bot an, mich durch einen Seitenausgang aus dem Flughafen 
zu bringen. Aber ich wollte zu den Demonstranten, um mit ihnen 
meine Wut über die Entscheidung zu teilen. Sie empfingen mich mit 
Beifall. Ich verspach ihnen, die Vorstandsentscheidung im Verwal-
tungsrat zu kippen, notfalls mit ihnen nach Bonn zu ziehen. Sie wa-
ren zufrieden und räumten die Halle. Der Flugverkehr wurde nicht 
verzögert.

Im Landtag am Donnerstag jugendpolitische Regierungserklä-
rung mit anschließender Debatte – ohne Probleme –; gegen Abend 
dann Auskunft zu Freital, auf Initiative der SPD. Der Landtag un-
terstützt auch hier die Regierung. Am Freitag Verwaltungsrat in 
Berlin. Frau Breuel war verschnupft, weil ich den Verdacht ge-
äußert hatte, die Treuhand handelte im Interesse der westdeutschen 
Stahlindustrie. Diese hatte sich kurz zuvor zu einer Stahlkonferenz 
mit den Ländern mit Stahlstandorten getroffen, aber ohne Sachsen, 
Bayern und Brandenburg. Krämer hatte schon am Tag zuvor ange-
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rufen und die weiße Fahne geschwenkt. Man sei bereit, die Privati-
sierung zu beschließen und den ersparten Liquidationsaufwand ein-
zubringen. Das Land müsse die Differenz übernehmen. Das lehnten 
wir ab. So war alles auf die Beratung im Verwaltungsrat gespannt.

Die Lösung des Problems wurde in einer Sitzecke auf dem Gang 
gefunden. Von Würzen war dabei sehr hilfreich. Ich lehnte es ab, 
das Land zu verpflichten, bot aber eine neutrale Formulierung an. 
So wurde es dann auch beschlossen. Das Land trägt für die Diffe-
renz Sorge. Die Treuhand soll nicht zusätzlich belastet werden. Dies 
ist einmal möglich durch Reduktion der Sanierungskosten. Dazu 
muss das Unternehmen selbst beitragen. Zum anderen muss der 
Bund den ostdeutschen Ländern die Mittel für eine Beteiligung an 
den Sanierungskosten geben, wenn der Finanzminister eine solche 
verlangt. Beides wird jetzt mit Bonn verhandelt werden. Notfalls er-
höhen wir unsere Bürgschaft oder erwerben eine Beteiligung durch 
den Sachsenfonds, stellvertretend für die Belegschaft. In jedem Falle 
werden wir eine Lösung finden, die uns nicht präjudiziert.

Am 19. September, Samstag, morgens Landesvorstand der 
CDU. Wir beschließen nach langer Diskussion unsere Vorschläge 
für die Personalentscheidungen des Bundesparteitages: Eggert für 
eine Stellvertreterposition (19:4:1 Stimmen), mich, Milbradt und 
Christa Reichard für den Bundesvorstand (21:16:11 Stimmen). 
Meyer erhielt nur eine Stimme, Hans Geisler fünf. Vaatz war nicht 
zu bewegen, für den Bundesvorstand zu kandidieren. Man hatte ihn 
wohl von einer Präsidiumskandidatur mit dem Argument abgehal-
ten, er werde Frau Merkel gefährden. Als dann Eggert kandidierte, 
ohne diese Rücksicht zu nehmen, hatte er sich schon gegenüber 
Frau Merkel zum Verzicht bereit erklärt. Nun musste er sehen, dass 
man ihn falsch beraten hatte. Die Folge: Frau Reichard, die ihn be-
raten hat, ist nominiert; ziemlich aussichtslos im Übrigen.

22. September 1992

Die Veranstaltung mit Gorbatschow, die Hatesaul organisiert hatte, 
war interessant. Inhaltlich war sie eine Enttäuschung. Gorbatschow 
wird keinen Beitrag zur Erneuerung Russlands oder der GUS-Staa-
ten leisten können. Er ist zu sehr in der zentralstaatlichen Ordnung 
und in der kommunistischen Vergangenheit verhaftet. Sein Vortrag 

118_0073_Biedenkopf_Ringen um die innere Einheit.indd   36118_0073_Biedenkopf_Ringen um die innere Einheit.indd   36 05.08.15   13:0005.08.15   13:00



37

war wenig ergiebig. Was das IWG bereits vor einem Jahr über die 
Sowjetunion geschrieben hatte, ist inhaltsreicher und informativer 
als das, was Gorbi und sein Wirtschaftsexperte Petrakow uns er-
zählen konnten. Lothar und ich bemühten uns auf dem Podium, 
unsere Überlegungen zur Kooperation und zum Aufbau einer neuen 
Ordnung von unten nach oben anzubringen. Gorbi hatte offenbar 
das Gefühl, damit solle Russland weiter geschwächt und damit die 
Zentrale umgangen werden. Oder er hatte uns einfach nicht ver-
standen.

Abends traf ich mit Volker Rühe zusammen. Er gefiel mir wie-
der sehr gut: ruhig im Urteil, gelassen, voller Freude an der neuen 
Aufgabe, für die er wie geschaffen ist, und souverän bei ihrer Be-
wältigung. In ein paar Jahren könnte er durchaus die Geschicke des 
Landes leiten. Mit Waigel hat er sich über den Jäger 90 zerstritten. 
Waigel grüße ihn bis heute noch nicht wieder. Die Entwicklung der 
Partei sieht er mit Sorge. Die Europa-Plattform für den Düsseldor-
fer Parteitag hält er wie ich für unbrauchbar. Man könne sich nicht 
in dieser Weise auf Europa beschränken und die deutsche Einheit 
als Aufgabe, die alles bestimmen werde, ignorieren.

Rühe scheint überzeugt, dass die nächsten Wahlen zu einer gro-
ßen Koalition in Bonn führen werden. Er hat wohl auch nichts da-
gegen. Sein Verhältnis zur SPD ist gut. Georg Leber hat er kürzlich 
zu Truppenbesuchen mitgenommen. Mit Lafontaine ist er im Ge-
spräch, wie auch Schäuble. Er spürt, dass die bisherige Form der 
Politik überholt und nicht länger geeignet ist, die neuen Probleme 
zu lösen.

Im Kabinett ging es auch heute um die weitere Behandlung des 
Bundeshaushaltes. Die Erfahrungen mit Freital und die Versuche 
der Bundesregierung, uns zu einer Beteiligung an den Sanierungs-
kosten für den toten Bergbau zu zwingen, haben deutlich gemacht, 
dass Bonn nicht bereit ist, die Fragen der Finanzierung im Zusam-
menhang zu lösen. Waigel versucht vielmehr, die gesamtstaatlichen 
Lasten dadurch zu verringern, dass er sie zum Teil auf die ostdeut-
schen Länder abwälzt, obwohl wir nicht in der Lage sind, sie zu 
tragen.

Zur Beteiligung an den Bergbau-Altlasten verhandelt Wagner 
derzeit in Berlin. Wir haben ihm die Instruktion mit auf den Weg 
gegeben, keiner höheren Landesbeteiligung als 10 Prozent zuzu-
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stimmen. Ludewig, der davon gehört hatte, rief vorhin an, um mich 
umzustimmen. Kohl müsse im Kabinett morgen eine Entscheidung 
herbeiführen. Er habe zugesagt, die Frage in der nächsten Kanzler-
runde zu beantworten. Würde sich Sachsen einer höheren Beteili-
gung verweigern, müssten wir mit Problemen bei den Arbeitern in 
der Lausitz rechnen, die wissen wollten, ob sie nun zur Rekultivie-
rung eingesetzt würden.

Georg sprach inzwischen auch mit Klaus Töpfer. Der hat eine 
Umweltabgabe vorgeschlagen, mit der die Beseitigung der ökologi-
schen Altlasten in Ostdeutschland finanziert werden könnte. Lude-
wig habe die Diskussion dieses Vorschlages bisher blockiert. Von 
uns erhofft sich Töpfer eine Unterstützung seines Vorschlages.

26. September 1992

Auf dem Weg zurück nach Dresden. Zwei unsere Sache weiterfüh-
rende Tage liegen hinter uns.

Die Ministerpräsidentenkonferenz-Ost am Donnerstag auf Schloss 
Augustusburg brachte eine größere Einheit unter den Ministerprä-
sidenten, als ich zu hoffen gewagt hatte. Sowohl zur Verteilung der 
ökologischen Altlasten zwischen Treuhandanstalt und Ländern wie 
zum Haushalt 1993 gelang es uns, einheitliche Positionen zu ent-
wickeln. An den Altlasten wollen wir uns, wie der Bund es vorge-
schlagen hat, mit 40 Prozent beteiligen, an den Sonderlasten des 
Bergbaus und anderer Großprojekte mit 20 Prozent. Allerdings er-
warten wir, dass uns unsere Anteile als Vorausszahlungen auf un-
seren Beitrag zum Erblastfonds angerechnet werden. Beim Bergbau 
wollen wir uns mit 20 Prozent am Gesamtaufwand beteiligen, der 
aus den Kassen der THA und der Länder erbracht werden muss. 
Damit soll ausgeschlossen werden, dass der Bund seinen Anteil 
durch die Inanspruchnahme anderer Kassen verringert und sich da-
mit unser Anteil erhöht.

In den Haushaltsverhandlungen wollen wir weitere Transfer-
leistungen in Höhe von 12 Milliarden DM, den vollen Mehr wert-
steuer punkt, also 13 bis 14 Milliarden DM statt der bisher ge-
schätzten 10,5 Milliarden DM, und eine Erhöhung der Kulturmittel 
von jetzt 350 auf 650 bis 700 Millionen DM mit der Zusage, dass 
auch 1994 ausreichende Mittel zur Verfügung stehen. Alle stimm-
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ten diesem Paket zu. Welche Folgen es haben muss, wenn diese Vor-
stellungen nicht durchgesetzt werden können, wurde nicht bespro-
chen. Ich gehe jedoch davon aus, dass die Landtage uns in  einem 
solchen Falle auffordern werden, gegen den Bundeshaushalt zu 
stimmen.

Meine Rede im Bundesrat zum Haushalt wurde gut aufgenom-
men und findet sich heute auch in der Berichterstattung wieder. 
Sie war im Wesentlichen der Erläuterung unserer Länderposition 
gewidmet. Als ich das Bundesrats-Plenum verließ und Teufel be-
grüßen wollte, verfinsterte sich dessen Gesicht. Man sei immer 
gut Freund gewesen, wie die gemeinsame Kabinettssitzung gezeigt 
habe, und auch weiter bereit zu helfen. Aber nun müsse doch die 
Bewerbung um den BGH für Leipzig aufhören. Die sächsischen Mi-
nister würden bei jeder Gelegenheit die Forderung erneuern. Das 
könne er nicht mehr hinnehmen. Offenbar ist Teufel der Beschluss 
des Juristentages, mit überwältigender Mehrheit gefasst, der BGH 
solle wieder nach Leipzig ziehen, auf den Magen geschlagen. Selten 
hatte ich so deutlich das Gefühl, dass Teufel zwar ein kreuzbraver, 
aber doch ein kleiner Mann sei.

Vorher war ich im Bundestag, um mir Kohls Regierungserklä-
rung zu Europa anzuhören. Im Gedächnis ist mir nur der Satz ge-
blieben, die Währungsturbulenzen der vergangenen Wochen hätten 
deutlich gemacht, wie wichtig die gemeinsame europäische Wäh-
rung sei. Nölling von der Hamburger Landeszentralbank hat in-
zwischen »händeringend« davor gewarnt, aus den Währungskrisen 
diesen Schluss zu ziehen. Er ist offensichtlich unsinnig und kann 
auch nicht Leitlinie unserer weiteren Europapolitik sein.

Am Vorabend, dem 24. September, Gespräch mit Meinhard über 
meine Gedanken zur deutschen Identität und zur nationalen Frage. 
Meinhard hält den Text für schlüssig, aber für politisch anfechtbar. 
Nicht die französische Idee vom Nationalstaat, sondern die Idee 
der regionalen Identitäten werde das zukünftige Europa bestim-
men. Für die Bewältigung der Aufgabe »Deutsche Einheit« müsse 
man kein übermäßiges Nationalgefühl mobilisieren. Es reiche die 
nüchterne Überlegung, dass es im Interesse der Westdeutschen 
selbst liege, die Einheit zum Erfolg werden zu lassen. Die notwendi-
gen Einschränkungen seien nicht so groß, als dass sie sich nicht mit 
diesem Interesse begründen ließen. Der französische Nationalstaat 
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sei nicht die Regel, sondern die Ausnahme in Europa. Brüssel sei 
durch diese Idee geprägt. Deshalb vor allem werde Brüssel von den 
kleinen Ländern abgelehnt oder mit Misstrauen betrachtet.

Mir leuchtet der Einwand auf Anhieb ein. Dies umso mehr, 
als Meinhard gute Gründe für seine Position hat. Er betont, die 
Deutschen würden von ihren Nachbarn als ein weit homogene-
res Gebilde erlebt, als von den Deutschen selbst. Eine vergleich-
bare Homo ge ni tät eines großen Volkes sei in Europa nicht anzu-
treffen. Selbst in Frankreich sei die innere Homogenität nicht so 
groß, wie sie wiederum uns erscheine. Allerdings könne die Vielfalt 
der Regio nen sich in Frankreich politisch nicht gegen die beherr-
schende Rolle der Hauptstatdt durchsetzen.

Wenn nun dieses homogene Gebilde Deutschland in der Mitte 
Westeuropas zusätzlich noch eine starke nationale Identität ent-
wickle, sich also auf die französische Vorstellung vom National-
staat zubewege, statt den regionalen Identitäten vorrangige Bedeu-
tung beizumessen, dann müsse dies unsere Nachbarn nachhaltig 
beunruhigen, ohne dass im Inneren Wesentliches gewonnen werde. 
Meinhard hat offensichtlich recht!

Kohl ist nach allem, was man gegenwärtig erkennen kann, nicht 
mehr mehrheitsfähig. Mit ihm als Kandidaten werden wir in den 
kommenden Wahlen nicht einmal mehr stärkste Partei. 51 Prozent 
ziehen Engholm Kohl als Kanzler vor; Kohl kann mit einer Zustim-
mung von 38 Prozent rechnen. Ob sich dies noch nennenswert än-
dern wird, ist zweifelhaft. Mit den »Kohl-Feiern« zu seinem zehn-
jährigen Kanzlerjubiläum wird die Bevölkerung eher mehr auf die 
Kanzlerdefizite aufmerksam gemacht.

In diesem Jahr ist es noch zu früh, daraus Konsequenzen zu zie-
hen – falls sie sich nicht selbst entwickeln. Nach dem sächsischen 
Vorsitz in der Ministerpräsidentenkonferenz – und einer hoffentlich 
erfolgreichen Bewältigung der Finanzreform – lassen sich Fragen der 
zukünftigen Führung weit besser erörtern. Viele wünschen sich, ich 
würde als Kandidat für 1994 nominiert werden und Rühe wäre als 
mein Nachfolger vorgesehen. Ich könnte der CDU eher die Position 
der stärksten Fraktion sichern als Kohl, wäre aber auch als Kanzler 
einer großen Koalition akzeptiert. Dies höre ich jedenfalls aus dem 
Kreis der SPD-Ministerpräsidenten. Eine andere, für die CDU aus-
sichtsreiche Lösung fällt auch mir im Augenblick nicht ein.
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Für Sachsen würde dies zwar den Verzicht auf mich als Minis-
terpräsident bedeuten. Aber einmal könnte ich bis zum Ende der 
Legis la tur periode im Amt bleiben. Zum Zweiten könnte ich mit 
dem Pfund »Zukünftige starke Stellung Sachsens in Bonn« wu-
chern. Und die Voraussetzungen für eine gute sächsische Regierung 
wären auch mit der Mannschaft gewährleistet, die ich habe und die 
sich noch wesentlich verbessern wird. Dies ist zumindest eine Per-
spektive!

Heute Nachmittag traf sich eine große Zahl unterschiedlicher 
Fraueninitiativen in Chemnitz. Ich war für einen Redebeitrag und 
die anschließende Pressekonferenz geladen. Rita Süssmuth, die mit 
mir kommen sollte, traf erst zur Presserunde ein, wollte dafür aber 
länger bleiben. Es war ermutigend und schön zugleich, die vielen, 
vielfach jüngeren engagierten Frauen zu erleben. Sie formulieren 
ihre Anliegen und Forderungen selbstbewusst, aber nicht penetrant 
oder emanzipiert. Die Frauen in Sachsen sind emanzipiert.  Worum 
es ihnen geht, ist Gleichberechtigung der Chancen weit mehr als der 
Resultate. Ich habe sie aufgefordert, sich in größerer Zahl um Man-
date für die Gemeindeparlamente zu bewerben und in der Kom-
munalpolitik mitzuarbeiten. Rita Süssmuth hat mich darin unter-
stützt. Ich werde in der Partei entsprechende Vorgaben machen 
und  darauf achten, dass für die Listen eine ausreichende Zahl von 
Frauen nominiert wird.

Zum Zweiten sollten sie sich in Diskussionen mit Redakteu-
ren und Verantwortlichen in den Gremien der Rundfunkanstalten 
dafür einsetzen, dass im Fernsehen weniger Gewalt gezeigt wird. 
Mit Hilfe ihrer Organisationen sollten sie die werbende Wirtschaft 
dazu veranlassen, weniger Gewalt- und Sexfilme durch Werbung zu 
unterstützen. Wenn die Frauen wirklich wollen, können sie  einen 
enormen Einfluss auf die Werbung nehmen. Denn sie sind die bei 
weitem wichtigsten Konsumenten. Sie können Produkte identifizie-
ren, für die mit Gewalt- und Sexfilmen geworben wird und zu de-
ren Boykott auffordern. Sie können in öffentlichen Diskussionsver-
anstaltungen Chefredakteuren Gewaltfilme vorführen und sie zur 
Beantwortung der Frage veranlassen, warum Filme dieser Art ge-
zeigt werden und wieso sie dem kulturellen Auftrag der Medien 
dienen.

Soweit es gesetzlich oder administrativ möglich ist, will ich auch 
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mit staatlichen Mitteln für eine gelebte Gleichberechtigung sor-
gen. Vor allem aber sollen die Frauen, auch dazu habe ich sie auf-
gefordert, in Diskussionen mit Gewerkschaften und Betriebsräten 
zu einer veränderten Tarif- und Einstellungspraxis beitragen. Part-
ner-Arbeitsplätze, Teilzeitarbeit, Fließzeiten für Frauen und viele 
weitere Maßnahmen können zu einer gleichmäßigeren Verteilung 
der Anpassungsrisiken führen. Auch hier gibt es viel zu tun.

1. Oktober 1992

Besuch des dänischen Botschafters. Ein kluger und aufmerksamer 
Beobachter und ein guter Freund unseres Landes. Ich versichere 
ihm, dass das dänische Europa-Votum eine gute Sache gewesen sei. 
Es habe uns Zeit zum Nachdenken über den richtigen Weg in die 
politische Union Europas gegeben. Tygesen stimmt Meinhards Be-
obachtung zu, dass nicht die cartesianische Idee vom Staat für das 
geeinte Europa bestimmend sein könne, sondern nur die eher im 
germanischen Denken angelegte Idee der kleinen Einheiten. Wir 
sind uns einig: Europa muss so gestaltet werden, dass es ausrei-
chend flexibel bleibt, um Vielfalt zu erlauben und um die Schocks 
der Veränderungen auffangen zu können, die in den kommenden 
Jahren zu verkraften sein werden.

Gestern Nachmittag Richtfest in Leipzig. Der erste Bauabschnitt 
des Quelle-Projektes, das praktisch am Küchentisch in der Scheven-
straße begann, ist im Rohbau fertig. Zum Richtfest kommt Kohl. 
Er soll die Festrede halten. Lehmann-Grube und ich sprechen eben-
falls. Eine riesige Halle, in der später einmal zehntausende von Pa-
keten pro Tag verladen werden sollen, nimmt die Gäste auf. Als 
 einen Leuchtturm, der auch anderen Orientierung in einer noch 
sehr schwierigen Zeit geben kann, bezeichne ich die Investition. 
1994 soll das Ganze fertig sein und das Versandzentrum seine Tä-
tigkeit aufnehmen.

Auf den Weg nach Chemnitz zum 3. Verbandstag der Genossen-
schaften in Sachsen. Ich hatte erst meine Unterlagen nicht gefunden 
und war sehr nervös, vielleicht auch ungerecht gegenüber dem Büro. 
Aber dort hat man sich so an meine Fähigkeit gewöhnt, Festvorträge 
auch ohne große Vorbereitung zu halten, dass man meint, es reiche 
aus, mir die Unterlagen im letzten Augenblick zukommen zu lassen.
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Die Rede will ich nutzen, um noch einmal  – und wieder  – 
meine Position zur deutschen Einheit zu definieren. Nach Kohls 
Rede gestern in Leipzig erscheint mir dies notweniger als je zu-
vor. Kohl sprach allgemein von der Einheit. Er lobte die Investi-
tionen, erzählte uns, dass die Ostmärkte verlorengegangen sind, 
wusste  etwas über die große nationale Aufgabe zu sagen und über 
das deutsche Interesse, am Aufbau Russlands auch dann schon mit-
zuwirken, wenn damit noch nichts zu verdienen ist. Aber er sprach 
weder über unsere wirklichen Probleme noch über die finanzielle 
Ausstattung der ostdeutschen Länder noch über die Dimension der 
Aufgabe und was sich daraus für Westdeutschland ergeben wird. 
Man feierte ihn in den Begrüßungs- und Dankesworten als Archi-
tekten der deutschen Einheit, als Mann, dessen Name auf ewig in 
die Geschichte eingehen werde. Man war und ist beeindruckt von 
seiner Macht – der Macht des Amtes wie der Macht, die von ihm 
ausstrahlt. Macht scheint die Menschen immer wieder anzuziehen, 
auch wenn sie über den Mächtigen unfreundlich oder kritisch den-
ken. Kohl selbst schien mir rücksichtsloser im Umgang mit Men-
schen geworden zu sein, als ich es bisher schon kannte. Seine Gestik 
und Körpersprache, die Art, Redende zu unterbrechen, aber auch 
seine Sprache haben mich eher abgestoßen. Dabei kann ich nicht 
leugnen, dass er auch mich durch die Massivität seines Machtan-
spruches beeindruckt. Wie eine Walze, so meine Sicherheitsbeam-
ten, bewege er sich durch die Menge. Leyendecker hat in seiner 
Würdigung im Spiegel von einer Bugwelle der Fotografen und Re-
porter gesprochen, die Kohl vor sich herschiebe. Dazu seine Sicher-
heitsbeamten, die rücksichtslos jeden abdrängen: Das Ganze wider-
spricht so sehr meinem Verständnis von politischem Amt, dass ich 
mir vorgenommen habe, gemeinsame Auftritte dieser Art nach 
Möglichkeit zu meiden.

Friedrich Karl Fromme hat heute eine gute und wohl zutref-
fende Würdigung Kohls in seinem Blatt. Glück und Verdienst: Bei-
des komme zusammen. Erst der Wahlsieg 1983 und die Nachrüs-
tung, dann die Mühen der Ebene, das Glück der deutschen Einheit, 
die Kohl schneller als seine Gegener als Chance ergreift, und jetzt 
wieder die Mühen der Ebene, in der Kohl sich zu verlieren droht, 
obwohl er noch immer seiner Sache sicher ist. Er ist schon, wie ich 
es für eine Fernsehsendung sage, repräsentativ für die alte Bundes-

118_0073_Biedenkopf_Ringen um die innere Einheit.indd   43118_0073_Biedenkopf_Ringen um die innere Einheit.indd   43 05.08.15   13:0005.08.15   13:00



44

republik. Ob er es auch für die neue ist, wird sich erst noch zei-
gen.

Abends ein Abendgespräch in einer Kirchengemeinde. Der MDR 
hat mitgeschnitten und will die wesentlichen Teile senden. Viel 
Freundlichkeit wird mir entgegengebracht. Warum ich in der CDU 
sei und bleibe, will man am Schluss der Fragestunde wissen. Weil 
ich mich gerne mit Christenmenschen streite, war meine Antwort.

Mittags in Dresden ein Gespräch mit Hans-Georg Stritter von 
der Gewerkschaft HBV. Mein Einsatz für Freital muss mein An-
sehen bei den Gewerkschaften weiter gefestigt haben. Stritter 
wünschte sich jedenfalls, Sozialdemokraten würden auch so han-
deln. Wir sprechen über die wachsenden Orientierungsschwierig-
keiten der Westdeutschen, auch ihrer Organisationen. Ich werde 
auf dem Kongress der HBV reden. Was denn die Gewerkschaft für 
unsere Arbeit in den ostdeutschen Ländern tun könne, will Stritter 
wissen. Ich sei überzeugt, sage ich ihm, allein die Gewerkschaften 
könnten im Rahmen des Solidarpaktes erreichen, dass nach einem 
Konsens über den Tatbestand gesucht werde, mit dem wir es zu tun 
haben. Die politischen Parteien seien zu sehr ineinander verhakt 
und schon zu nahe an den Wahlen, um leisten zu können, was für 
den weiteren Aufbau unerlässlich sei. Ich sollte, so regt Stritter an, 
auch in meiner Rede auf dem Kongress auf die Probleme eingehen, 
die die Westdeutschen mit der Einheit haben. Denn in seiner Ge-
werkschaft sei es nicht anders. Neulich habe ihn einer seiner Kolle-
gen mit der Begründung kritisiert, er sei wohl zu oft in den neuen 
Bundesländern.

2. Oktober 1992

Kohl feierte gestern sein zehnjähriges Kanzler-Jubiläum. Die Zei-
tungen sind gefüllt mit Kommentaren und Würdigungen, je nach 
Richtung mehr oder weniger positiv. Schröder in der Süddeutschen 
kommt der Wirklichkeit wohl am nächsten. Er sieht in Kohl einen 
Mann des Systems, genauer, der alten Bundesrepublik. Für sie sei er 
repräsentativ. Er führe nicht, sondern moderiere. Sei eine Situation 
ungeklärt, wie in der Asylfrage, beteilige er sich nicht an der De-
batte, bis sich eine Klärung abzeichnet. Das Ergebnis macht er sich 
dann zu eigen. Kohl, habe ich in einer Fernsehsendung zu seinem 
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Jubiläum gesagt, sei repräsentativ für die alte Bundesrepublik. Ob 
er es auch für die neue werde, sei noch nicht entschieden.

Dies erklärt wohl auch den Widerstand, den Kohl gegen die Vor-
stellung leistet, die Einheit habe zu einer neuen Republik geführt. 
Angela Merkel stimmt mir zu, dass dies so sei; Kohl lehnt die Vor-
stellung ab. Wenn es eine neue Republik wäre, müsste er sich in ihr 
erst zurechtfinden. Das fällt ihm schwer. Deshalb kommt er wohl 
auch nicht in die Krisengebiete im Osten, sondern nur dort hin, wo 
es etwas Schönes zu erleben oder einzuweihen gibt.

Wir weihen heute die Pirker Brücke ein. Die erste Fahrbahn ist 
inzwischen fertiggestellt. Die andere folgt im kommenden Jahr. 
Damit wird sich die Fahrt nach Süden wesentlich verkürzen. Eine 
großartige bauliche Leistung. Max Streibl und ich werden gemein-
sam das Band durchschneiden.

Zur gemeinsamen Eröffnung der Brücke ist es leider nicht ge-
kommen. Streibl konnte aufgrund von Nebel nicht landen und 
musste wieder abdrehen. Ich musste in der Nähe von Plauen landen 
und mich von einer Eskorte holen lassen. Viele Hundert Menschen 
hatten sich am östlichen Eingang zur Brücke versammelt. Sie freuten 
sich, als wir ankamen, und begrüßten mich herzlich, obwohl Krause 
gerade redete. Im Anschluss an die Reden und den Segen sangen wir 
unsere Hymne und durchschnitten dann das Band in den sächsi-
schen und bayerischen Farben. Die Sonne schien und die Stimmung 
war gut. Ereignisse wie dieses machen mir Mut weiterzumachen. 
Unterwegs stieß ich auf Jürgen Warnke, der seinen Wahlkreis in der 
Nähe hat. Wir sprachen auch über die Unterstützung der DSU. Ich 
sagte ihm, dass ich nicht bereit sei, meine Mehrheitsfähigkeit von 
der CSU gefährden zu lassen. Ich hätte gute Chancen, wieder die ab-
solute Mehrheit zu gewinnen, bessere wahrscheinlich als die CSU. 
Warnke begründete die DSU-Unterstützung mit der Notwendigkeit, 
die Allianz zu erhalten; man werde sie bei den nächsten Wahlen viel-
leicht wieder benötigen. Die CSU wolle die CDU doch nur unter-
stützen. Ich widersprach ihm und stellte in Aussicht, dass wir natür-
lich die CSU genauso unterstützen könnten. In Wirklichkeit wolle 
die CSU auf die Politik in Sachsen Einfluss nehmen. Das sei für mich 
nicht akzeptabel. Wenn die Fragen nicht bald einvernehmlich ge-
klärt und die DSU mit der CDU zusammengeführt würden, sei eine 
öffentliche Kontroverse nicht länger zu vermeiden.
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Mit Krause sprach ich über die Gefahr, dass die ostdeutschen 
Länder durch Bonn gegeneinander getrieben würden, um den Zu-
sammenhalt zu beeinträchtigen. Bonn habe, so Krause, nicht be-
griffen, dass wir im Westen nur noch ein halbes CDU-Land und 
ein CSU-Land, im Osten aber vier CDU-Länder und ein halbes hät-
ten. Er bestätigte, dass die CSU das Verkehrsressort beanspruche. 
Er, Krause, habe sich im Kabinett, genauer bei Kohl, durch Wider-
spruch unbeliebt gemacht. Wir wollen uns in Dresden treffen und 
dies auch nach außen erkennbar machen.

Nachmittags dann Richtfest des Plenarsaals. Es wird ein schönes 
Gebäude. Im kommenden Herbst wollen wir einziehen. Auch hier 
herrschte eine gute Stimmung.

Johannes Nitsch hat angeregt, ich solle Bundespräsident wer-
den. Er antwortete damit auf eine Feststellung Kohls, er könne sich 
gut vorstellen, dass der neue Präsident aus den ostdeutschen Län-
dern komme. Damit ist die Diskussion eröffnet. Ich werde Kohl 
nun Steffen Heitmann vorschlagen. Er ist gut geeignet.

5. Oktober 1992

Heute Morgen hatte ich wieder einmal keine Lust mehr, Minister-
präsident von Sachsen zu sein. Das passiert mir inzwischen häufi-
ger. Mir fehlen ein wirkliches Zuhause und ein normales Privatle-
ben. Und manchmal denke ich, dass die Lebenszeit, die uns noch 
bleibt, doch zu wertvoll sei, um sie in ein öffentliches Amt zu in-
vestieren, das uns im günstigsten Falle keinen Ärger bringt. Aller-
dings mussten wir heute auch noch früher aufstehen als sonst: Um 
5.30 Uhr, um das Flugzeug von Leipzig nach Köln zu erreichen und 
damit rechtzeitig zur Sitzung des CDU-Präsidiums zu gelangen. Ob 
dieses Ereignis dazu beitragen wird, mich öffentlichen Aufgaben 
gegenüber aufgeschlossener werden zu lassen, glaube ich allerdings 
nicht. Deshalb wollte ich ursprünglich auch gar nicht teilnehmen. 
Wir bereiten jedoch den Parteitag und damit auch die Personalent-
scheidungen vor. Und da ich Eggert als Kandidaten für den Pos-
ten eines Stellvertreters unterstütze, muss ich mich auch im Vorfeld 
um eine gute Ausgangslage bemühen. Seine Chancen sind jedenfalls 
nach seinem kürzlichen Auftritt in der ZDF-Sendung live nochmals 
gestiegen. Er machte eine glänzende Figur und damit erneut deut-
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lich, dass er das Zeug hat, einmal mein Nachfolger zu werden. Für 
mich ist es eine große Beruhigung, ihn in meinem Kabinett zu wis-
sen.

Der Tag der Einheit war in Dresden, trotz einer vorwiegend von 
Westdeutschen bestrittenen Demonstration Rechtsextremer mit 
rund 400 Teilnehmern, ein großer Erfolg. Zur Feierstunde im Land-
tag hatte Erich Iltgen Andrzej Szczypiorski als Festredner einge-
laden und damit einen hervorragenden Griff getan. Szczypiorski 
schenkte uns eine wundervolle Lesung mit mehr politischem und 
kulturellem Gehalt als die meisten politischen Reden, die am 3. Ok-
tober 1992 gehalten wurden. Wir stimmten in unseren Ansprachen 
in der Feststellung überein, dass das geeinte Deutschland politisch 
etwas Neues ist, dass wir in Ost und West gemeinsam gestalten 
müssen, also ohne den gewaltigen Wissensvorsprung, über den die 
Westdeutschen verfügen, wenn es darum geht, ihre Ordnung auf 
den Osten auszudehnen.

Iltgens und meine Rede passten gut zusammen. Ingrid war ihm 
besonders dafür dankbar, dass er nicht in die allgemeinen Lobes-
hymnen auf Kohl einstimmte, ihn vielmehr unerwähnt ließ. Mir 
war das gar nicht aufgefallen.

Tatsächlich haben wir eine Kohl-Woche hinter uns, deren Allge-
genwart man nur mit Humor und Ironie ertragen konnte. Behut-
samere Stimmen zur Bewertung seiner politischen Leistung gingen 
eher unter. Mir ist es immer etwas unheimlich zu Mute, wenn histo-
rische Verdienste derartig breit und selbstsicher gewürdigt werden, 
ehe die Geschichte Zeit hatte, ihr eigenes Urteil zu bilden.

Gefreut habe ich mich über die Resonanz, die meine Teilnahme 
am Abendgespräch in der Annenkirche hatte. Beide Bischöfe, die 
ich am Samstag im Landtag traf, zeigten sich zufrieden. Sie schie-
nen mir fast etwas verlegen angesichts der Leichtigkeit, mit der ich 
mich in ihren Revieren bewege.

In dieser Woche nun werden wir uns mit dem Haushalt für kom-
mendes Jahr und mit der Zwischenbilanz befassen. Der Haushalt 
verlangt von uns die Entscheidung einer strategischen Frage: Sol-
len wir die Verschuldung möglichst niedrig halten und damit auf 
eine Reihe von Unterstützungs-Programmen im Land verzichten, 
oder sollen wir uns im kommenden Jahr hoch verschulden und 
damit nicht nur unsere Investitionen auf Landes- und Gemeinde-
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ebene verstärken, sondern auch unsere Fähigkeit, im Rahmen des 
ATLAS- Pro gram mes an Unternehmenssanierungen mitzuwirken; 
zugleich damit aber auch die Notwendigkeit demonstrieren, in grö-
ßerem Umfang durch Transferzahlungen entlastet zu werden, als 
dies im Bundeshaushalt bisher vorgesehen ist. Georg Milbradt will 
offenbar die Verschuldung so niedrig wie möglich halten. Aus sei-
ner Sicht ist dies verständlich. Allerdings bringt er sich damit ge-
genüber Bonn in Begründungszwang, zumal wir, gemessen an den 
bisher vorliegenden Haushaltsentwürfen, ohnehin das Land mit 
der geringsten Neuverschuldung für 1993 sein werden. Vor diesem 
Hintergrund lässt sich schlecht mehr fordern!

Ich neige dazu, eine höhere Verschuldung in Kauf zu nehmen. 
Wir werden im Winter und Frühjahr öffentliche Investitionen brau-
chen, um den weiteren Zusammenbruch in der Produktion und die 
noch immer bestehenden Defizite im Wohnungsbau auszugleichen. 
Und wir müssen gegenüber Bonn eine Druckkulisse aufbauen, um 
bei den Verhandlungen über den Finanzausgleich zu angemessenen 
Ergebnissen kommen zu können.

Die Sitzungen der Parteiführung waren konstruktiver als sonst. 
Wir verbrachten wenig Zeit mit dem Lagebericht und widmeten uns 
stattdessen der Vorbereitung des Parteitages, der Beratung  einer Er-
klärung zu Gewalt in Deutschland – deren zweite Fassung sich we-
sentlich besser liest – und der gegenwärtigen Diskussion der Asyl-
frage. Kohl ist weit mehr als früher bereit, sich Meinungen anderer 
anzuschließen. Als ich ihm im Präsidium erklärte, ich wolle nicht an 
einer Kommission mitwirken, die erst jetzt einen Antrag zur Eini-
gung für den Parteitag formulieren soll, weil ich schon mit Anträ-
gen meines Landesverbandes beschäftigt sei, missverstand er dies 
als Aufforderung, auf entsprechende Anträge der Bundespartei zu 
verzichten. Sein Gesicht rötete sich und er wurde heftig. Offenbar 
fürchtete er Konkurrenz aus Sachsen, nachdem die Bundespartei 
sich zunächst ganz auf einen Europatag festgelegt hatte. Der abge-
magerte Antrag der Bundespartei zu Europa wurde kommentar-
los verabschiedet. Niemand nimmt den Text sonderlich ernst, was 
er auch nicht verdient. Dennoch hat mich die Art überrascht, wie 
Kohl sich neuen Strömungen und Gegebenheiten anzupassen sucht. 
Früher war dies nicht so deutlich erkennbar. Die Unsicherheit ist 
angesichts der wachsenden Komplexität der Probleme gewachsen.
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Die Veranstaltung zum 3. Oktober in Schwerin war offenbar ein 
Erfolg. Richard von Weizsäcker hat dort wieder eine gute Rede ge-
halten. Er ist trotz aller Einschränkungen, die auch ihn nicht ver-
schonen, ein guter Bundespräsident und ein Segen für unser Land. 
Im Nachgang zu unserem Gespräch habe ich Kohl heute Heitmann 
als denkbaren Nachfolger aus Ostdeutschland genannt. Damit 
habe ich dieser Bitte Kohls entsprochen.

7. Oktober 1992

Gestern haben wir im Kabinett den Entwurf des Haushaltes für 
1993 verabschiedet. Milbradt hatte in den Chefgesprächen die Be-
ratungen so gut vorbereitet, dass es kaum noch wesentliche Dis-
senspunkte gab. Bei den Kollegen fand die Art seiner Verhandlung 
Anerkennung.

Morgens ging es vor allem um die von Milbradt vorgeschlagene 
Bindung der Regierung durch das Haushaltsgesetz, jede zweite frei-
werdende Stelle nicht zu besetzen. Die allgemeine Meinung war, 
sich nicht durch Gesetz, sondern durch Entscheidungen des Kabi-
netts zu binden und Automatismen zu vermeiden, die zu unsinnigen 
Ergebnissen führen könnten. Nach längerer Diskussion fanden wir 
einen Kompromiss.

Ausführliches Gespräch mit Goliasch heute Morgen. Man hat 
ihm Stasiakten angeboten, die aus den Archiven entwendet wur-
den, also der Gauck-Behörde nicht zugänglich sind. Sie sollen zehn 
Mitglieder unserer Fraktion betreffen. Ich habe ihm geraten, die 
Akten nicht zu lesen, die Gauck-Behörde von dem Angebot zu 
unter richten und seinen Informanten aufzufordern, die Akten an 
die Behörde weiterzugeben oder seine Quelle mitzuteilen. Sollten 
die Unterlagen belastend sein, sollte Goliasch die Betroffenen nicht 
schützen. Denn es geht nicht mehr um die Stasibelastung, sondern 
um die Ehrlichkeit der Abgeordneten, die sich hätten offenbaren 
müssen. Unehrlichkeit ist jedoch, im Unterschied zu einer Verwick-
lung im Stasisystem, eine Verletzung der Kollegialität, die zum Aus-
schluss aus Fraktion und Partei führen sollte.
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8. Oktober 1992

Heute Morgen Vorbereitung der Regierungserklärung: Zwischen-
bilanz. Juppe hat den allgemeinen Teil bereits formuliert, muss ihn 
allerdings noch wesentlich kürzen. Wir sprechen die einzelnen Ge-
biete durch, die ich behandeln will. Die Wirtschaft soll einen wichti-
gen, aber keineswegs den zentralen Platz einnehmen. Innere Sicher-
heit, Kultur, die Schulen und Universitäten, die Kreisreform und der 
Umweltschutz gehören ebenfalls zur Bilanz. Ich möchte den ganzen 
steinigen, aber schon leicht ansteigenden Weg nachzeichnen, den 
wir in den letzten beiden Jahren gemeinsam zurückgelegt haben.

Zwischendurch ruft Georg Milbradt an. Er ist aus Bonn zurück, 
wo er gestern, zusammen mit seinen Kollegen, mit Waigel verhan-
delt hat. Die Beratung ist ohne Ergebnis geblieben. Waigel ist nicht 
bereit, den ostdeutschen Ländern weitere finanzielle Unterstützung 
zu gewähren. Georg hat den Eindruck gewonnen, dass sich im Bun-
deskanzlergespräch am 22. Oktober kein anderes Ergebnis erzielen 
lassen wird. Damit wird die Finanzierung des Aufbaus Ostdeutsch-
lands zum Thema des Bundesparteitages werden, wie Kanther es 
bereits in der letzten Bundesvorstandssitzung angekündigt hat.

Die Unbeweglichkeit des Finanzministers ist nicht nur mit den 
Schwierigkeiten zu erklären, die es zweifellos machen wird, den 
notwendigen West-Ost-Transfer aus Haushalten zu finanzieren, die 
im Grunde bereits auf Jahre hinaus verplant sind. Hinzu kommen 
politische Selbstblockaden in der CSU und in der Bonner Koali-
tion. In der CSU wird um die zukünftige Führung und die neue 
 Linie der Partei gerungen. Nach heutigen Umfragen wird die CSU 
ihre Mehrheit in Bayern verlieren. Die Republikaner werden 10 bis 
15 Prozent der Stimmen erhalten. Passau hat in einer Nachwahl ge-
zeigt, wie sehr sich die Machtverhältnisse bereits verschoben haben. 
Der Stoiber-Flügel will dieser Entwicklung durch eine Rechtsorien-
tierung begegnen. Dabei steht die Asylfrage im Vordergrund. Aber 
auch die Haushaltspolitik ist betroffen. Waigel muss sich in Bayern 
als standfest erweisen, wenn er nicht an den Rand gedrängt und 
seinen Vorsitz gefährden will. Sieht man dies zusammen mit den 
Kompetenz-Problemen, die Waigel hat, so erklärt sich seine Unbe-
weglichkeit. Er löst keine Probleme, sondern vertagt sie oder wälzt 
sie auf andere Haushalte ab. Die Union bezeichnet sich zu Recht 
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als die Partei der Einheit, ihren Kanzler als den Kanzler der Einheit. 
Beide sind dabei, diesen wichtigen historischen Erfolg zu verspielen.

Die politische Blockade in Bonn äußert sich auch in der Asyl-
debatte. Schäuble war im Bundesvorstand am Montag noch zuver-
sichtlich, dass es gelingen könnte, im Bundestag in der kommenden 
Woche über eine gemeinsame Entschließung zur Asylfrage abzu-
stimmen. Inzwischen hat die CSU einen eigenen Entwurf für einen 
Beschluss vorgelegt, der nicht nur Grundsätze, sondern die Einzel-
heiten ihrer Verwirklichung umfasst. Auf das Asylrecht als Indivi-
dualrecht will man ganz verzichten. Stattdessen soll eine ins ti tu tio-
nelle Garantie den Staat verpflichten, ein Asylrecht im Rahmen der 
Gesetze zu gewähren. Die SPD ist bisher nicht bereit, so weit zu ge-
hen, obwohl Lafontaine ähnliche Überlegungen vorgetragen hat. 
Schon die »Petersberger Wende« ist in den Parteigliederungen nur 
schwer durchsetzbar. Die FDP hat sich zwar der Möglichkeit einer 
Verfassungsänderung geöffnet. Ihre Beschlusslage ist jedoch unge-
nau und ambivalent. Jede Konfrontation muss eine Klärung und 
damit den Konsens erschweren. Von Kohl ist die ganze Zeit nichts 
zu hören.

In der Gesundheitspolitik hat man unter Seehofers Vorsitz am 
vergangenen Wochenende einen Kompromiss auch mit der SPD er-
zielt, der alle Merkmale einer zunehmenden Verstaatlichung des 
Gesundheitswesens trägt. Er entspricht der etatistischen Einstellung 
der CSU, die ihn als Erfolg feiert, ohne zu erkennen, wie sehr sie 
sich damit der SPD annähert. Was die Schweden gerade mit großen 
Anstrengungen und Wohlstandsverlusten zu überwinden suchen, 
müssen wir offenbar auch noch erfahren. Wiederum ist von Kohl 
keine klärende Stimme zu hören. Inzwischen wachsen die Wider-
stände gegen den Kompromiss, dem die Fraktionen bereits auf der 
Grundlage der mündlichen Berichte ihrer Experten zugestimmt 
haben – ohne einen Text zu kennen! Es ist absehbar, dass es nun 
 immer größere Schwierigkeiten machen muss, einen für alle zustim-
mungsfähigen Text zu formulieren.

Die augenblickliche Lage in Bonn bedeutet, dass wir nun doch 
vor die Frage gestellt werden, ob wir dem Haushalt zustimmen kön-
nen. Politisch ist dies nicht nur eine Frage der Haushaltspolitik. Die 
gegenwärtige Linie ist unvereinbar mit dem Grundgedanken der 
deutschen Einheit: dass es sich um eine gesamtstaatliche Aufgabe 
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handelt und die Ostdeutschen nicht gezwungen werden dürfen, 
den Schaden, den sie als Folge des verlorenen Krieges erlitten ha-
ben, noch einmal zu bezahlen. Derzeit geschieht genau dies: West-
deutschland verweigert, vor allem auf Länder- und Gemeindeebene, 
einen angemessenen Anteil an den Kosten der Einheit. Die Finanz-
ordnung zwingt den ostdeutschen Ländern eine Verschuldung auf, 
die sie in wenigen Jahren handlungsunfähig macht und deshalb be-
reits heute ihre Attraktivität als Investitionsstandort zu gefährden 
droht. Während sich die westdeutschen Länder auf eine Neuver-
schuldung von rund 5 Prozent und der Bund von rund 8 Prozent 
beschränken, müssen die ostdeutschen Länder eine Neuverschul-
dung von rund 20 Prozent akzeptieren. Die Angleichung der Le-
bensverhältnisse soll offenbar zuerst im Bereich der Staatsverschul-
dung erreicht werden. Wir gehen bewegten Zeiten entgegen.

14. Oktober 1992

Auf dem Weg nach Berlin zu einer allgemeinen Aussprache der 
Treuhandanstalt über die weitere Politik. Vor zwei Jahren um diese 
Zeit (18.40 Uhr) haben wir bereits kräftig gefeiert. Wir hatten ge-
rade die Landtagswahl mit dem Sensationsergebnis von 53,6 Pro-
zent gewonnen. Der Jubel im CDU-Zelt in der Nähe der Dreikö-
nigskirche war unvorstellbar. Heute Morgen nun habe ich eine 
Regierungserklärung zur Halbzeit abgegeben: ein nüchterner Be-
richt über das, was erreicht und was nicht erreicht wurde, ohne 
 Pathos, ohne Selbstlob und ohne Visionen. Kunckel hat gut geant-
wortet, in den Grenzen, die ihm durch seine Rolle gezogen waren, 
eher wie ein Partner, denn als politischer Wettbewerber. Wenn er 
noch etwas weiter ist, wäre mir auch bei einem Ministerpräsident 
Kunckel nicht bange. Er und Eggert gäben ein gutes Team ab. An-
sonsten war die Debatte eher unergiebig.

Zu den letzten Tagen: Am 9. Oktober kam nachmittags Hel-
mut Schmidt. Ein gutes Gespräch über die Nationalstiftung, die er 
mit Reimar Lüst und mir als Vorständen gründen will. Am Morgen 
hatte mich die Nachricht vom Tode Willy Brandts erreicht. Mit ihm 
war ich im Vorstand der Stiftung Entwicklung und Frieden. Am 
gleichen Tag lädt mich Schmidt ein, in der Nationalstiftung an sei-
ner Seite mitzutun. Ich habe zugesagt.
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Zweck der Stiftung, die ihren Sitz in Weimar haben soll, wird es 
sein, das kulturelle Erbe und die kulturelle Substanz der Deutschen 
zu vertreten. Ein Kuratorium soll sich um die Finanzen kümmern. 
In einem Senat sollen Repräsentanten der Kultur vertreten sein, 
auch aus dem Ausland. Mir kam es darauf an, dass die Stiftung 
sich auch einmischen will, wenn es um die Bedrohung der Kultur 
geht. In Anlehnung an den Gedanken der Kulturnation sehe ich in 
der Kultur ohnehin den eigentlichen identitätsstiftenden Gedanken 
der Deutschen und ihrer Nation. Die Stiftung muss sich als Treu-
händerin dieser Kultur verstehen und sich engagieren, einmischen, 
wie wir es hier nennen.

Zur allgemeinen Lage war Schmidt sehr objektiv. Er würdigt 
Kohls Verdienste, macht ihm allerdings den Vorwurf, dass er sich 
nicht sachverständig beraten lasse und keine guten Leute in seiner 
Umgebung dulde. 

Auch in der SPD fehle es an dem für die heutigen Aufgaben not-
wendigen Sachverstand. Schmidt sieht seine Partei kritisch, jedoch 
nicht wie der ausgeschiedene Politiker es häufig tut, sondern voller 
Sorge für das Land. Er weiß nicht, wie die Vertrauenskrise über-
wunden werden könnte, die das Land erfasst hat. Von einer  großen 
Koalition hält er nicht viel, bestreitet aber nicht, dass wir sie de 
facto bereits haben und wohl ohne sie für eine Zeit des Überganges 
nicht auskommen werden.

Abends dann Landesvorstand in Riesa, vor dem Landespartei-
tag. Der Geschäftsführer Marr und der Schatzmeister überrasch-
ten mich mit der Mitteilung, die Rechnungsprüfer könnten den 
alten Vorstand nicht entlasten. Es seien Unregelmäßigkeiten bei 
Abfindungen ehemaliger Mitarbeiter entdeckt worden. Im Laufe 
der Diskussion stellte sich heraus, dass die beiden Rechnungsprü-
fer selbst keinen Überblick über die Vorgänge hatten und mit wei-
teren Unregelmäßigkeiten gerechnet werden müsse. Ich entschied, 
den Punkt von der Tagesordnung abzusetzen, einen Wirtschaftsprü-
fer und  einen Anwalt mit der Aufklärung zu beauftragen und dies 
selbst dem Parteitag vorzutragen, um weiteren Schaden zu vermei-
den. Auch sonst waren die Dinge nicht so vorbereitet, wie ich mir 
das vorgestellt hatte. Mit Marr können wir den Wahlkampf kaum 
führen.

Zu längeren Diskussionen gab ein Änderungsantrag zum Europa-
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